Bundesgesetz 291

Uber das Internationale Privatrecht
(IPRG)

vom 18. Dezember 1987 (Stand am 1. Februar 2021)

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschatft,

gestiitzt auf die Zustandigkeit des Bundes in auswértigen Angelegenheiten?
und auf Artikel 64 der Bundesverfassung?,
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 10. November 198234

beschliesst:

1. Kapitel: Gemeinsame Bestimmungen
1. Abschnitt: Geltungsbereich

Art. 1
1 Dieses Gesetz regelt im internationalen Verhéltnis:

a. die Zustandigkeit der schweizerischen Gerichte oder Behor-
den;

b. das anzuwendende Recht;

die Voraussetzungen der Anerkennung und Vollstreckung
ausléndischer Entscheidungen;

d. den Konkurs und den Nachlassvertrag;
e. die Schiedsgerichtsbarkeit.
2 V/6lkerrechtliche Vertrdge sind vorbehalten.

AS 1988 1776

1 Dieser Zustandigkeitsumschreibung entspricht Art. 54 Abs. 1 der neuen Bundesver-
fassung vom 18. April 1999 (SR 101).

2 [BS 1 3]. Dieser Bestimmung entspricht Art. 122 der neuen Bundesverfassung vom

18. April 1999 (SR 101).

BBI 1983 1 263

4 Fassung gemass Anhang Ziff. 1 des BG vom 8. Okt. 1999 iiber die in die Schweiz
entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, in Kraft seit 1. Juni 2004
(AS 2003 1370; BBI 1999 6128).
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I. Im
Allgemeinen

11. Notzustandig-
keit

111, Arrest-
prosequierung

V. Gerichts-
standsverein-
barung

V. Einlassung

2. Abschnitt: Zustandigkeit

Art. 2

Sieht dieses Gesetz keine besondere Zustandigkeit vor, so sind die
schweizerischen Gerichte oder Behdrden am Wohnsitz des Beklag-
ten zustandig.

Art. 3

Sieht dieses Gesetz keine Zusténdigkeit in der Schweiz vor und ist
ein Verfahren im Ausland nicht mdglich oder unzumutbar, so sind
die schweizerischen Gerichte oder Behdrden am Ort zusténdig, mit
dem der Sachverhalt einen genligenden Zusammenhang aufweist.

Art. 4

Sieht dieses Gesetz keine andere Zustandigkeit in der Schweiz vor,
so kann die Klage auf Prosequierung des Arrestes am schweizeri-
schen Arrestort erhoben werden.

Art. 5

1 Fir einen bestehenden oder fiir einen zukinftigen Rechtsstreit Gber
vermdgensrechtliche Anspriiche aus einem bestimmten Rechtsver-
héltnis konnen die Parteien einen Gerichtsstand vereinbaren. Die
Vereinbarung kann schriftlich, durch Telegramm, Telex, Telefax
oder in einer anderen Form der Ubermittlung, die den Nachweis der
Vereinbarung durch Text ermdglicht, erfolgen. Geht aus der Verein-
barung nichts anderes hervor, so ist das vereinbarte Gericht aus-
schliesslich zusténdig.

2 Die Gerichtsstandsvereinbarung ist unwirksam, wenn einer Partei
ein Gerichtsstand des schweizerischen Rechts missbrauchlich entzo-
gen wird.

3 Das vereinbarte Gericht darf seine Zusténdigkeit nicht ablehnen:

a. wenn eine Partei ihren Wohnsitz, ihren gewthnlichen Auf-
enthalt oder eine Niederlassung im Kanton des vereinbarten
Gerichts hat, oder

b. wenn nach diesem Gesetz auf den Streitgegenstand schwei-
zerisches Recht anzuwenden ist.

Art. 6

In vermdgensrechtlichen Streitigkeiten begriindet die vorbehaltlose
Einlassung die Zusténdigkeit des angerufenen schweizerischen
Gerichtes, sofern dieses nach Artikel 5 Absatz 3 seine Zustandigkeit
nicht ablehnen kann.
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VI. Schieds-
vereinbarung

VII. Widerklage

VIII. Streitge-
nossenschaft und
Klagenhéufung

IX. Streitver-
kiindungsklage

X. Adhasions-
klage

Art. 7

Haben die Parteien Uber eine schiedsfahige Streitsache eine Schieds-
vereinbarung getroffen, so lehnt das angerufene schweizerische
Gericht seine Zustandigkeit ab, es sei denn:

a. der Beklagte habe sich vorbehaltlos auf das Verfahren einge-
lassen;

b. das Gericht stelle fest, die Schiedsvereinbarung sei hinfallig,
unwirksam oder nicht erftillbar, oder

c. das Schiedsgericht kénne nicht bestellt werden aus Griinden,
fur die der im Schiedsverfahren Beklagte offensichtlich ein-
zustehen hat.

Art. 8

Das Gericht, bei dem die Hauptklage hangig ist, beurteilt auch die
Widerklage, sofern zwischen Haupt- und Widerklage ein sachlicher
Zusammenhang besteht.

Art. 8a°

1 Richtet sich eine Klage gegen mehrere Streitgenossen, die nach
diesem Gesetz in der Schweiz verklagt werden kdnnen, so ist das fur
eine beklagte Partei zustdndige schweizerische Gericht fiir alle
beklagten Parteien zusténdig.

2 Stehen mehrere Anspriiche gegen eine beklagte Partei, die nach
diesem Gesetz in der Schweiz eingeklagt werden kénnen, in einem
sachlichen Zusammenhang, so ist jedes schweizerische Gericht
zustandig, das fur einen der Anspriiche zustandig ist.

Art. 8h6

Fur die Streitverkiindung mit Klage ist das schweizerische Gericht
des Hauptprozesses zustandig, sofern gegen die streitberufene Partei
ein Gerichtsstand in der Schweiz nach diesem Gesetz besteht.

Art. 8c’

Kann ein zivilrechtlicher Anspruch in einem Strafprozess adhési-
onsweise geltend gemacht werden, so ist das mit dem Strafprozess
befasste schweizerische Gericht auch fir die zivilrechtliche Klage

5 Eingefiigt durch Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).

6 Eingefiigt durch Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).

7 Eingefiigt durch Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).
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XI. Rechts-
hangigkeit?

XIl. Vorsorgli-
che Massnah-
men0

XI11. Rechtshilfe

1. Vermittlung
der Rechtshilfe!2

2. Anwendbares
Recht

zustandig, sofern beziiglich dieser Klage ein Gerichtsstand in der
Schweiz nach diesem Gesetz besteht.

Art. 9

1 1st eine Klage Uber denselben Gegenstand zwischen denselben Par-
teien zuerst im Ausland hangig gemacht worden, so setzt das schwei-
zerische Gericht das Verfahren aus, wenn zu erwarten ist, dass das
auslandische Gericht in angemessener Frist eine Entscheidung fallt,
die in der Schweiz anerkennbar ist.

2 Zur Feststellung, wann eine Klage in der Schweiz h&ngig gemacht
worden ist, ist der Zeitpunkt der ersten, fir die Klageeinleitung not-
wendigen Verfahrenshandlung massgebend. Als solche geniigt die
Einleitung des Siihneverfahrens.

3 Das schweizerische Gericht weist die Klage zuriick, sobald ihm
eine auslandische Entscheidung vorgelegt wird, die in der Schweiz
anerkannt werden kann.

Art. 109
Zustandig zur Anordnung vorsorglicher Massnahmen sind:

a. die schweizerischen Gerichte oder Behdrden, die in der
Hauptsache zustandig sind; oder

b. die schweizerischen Gerichte und Behdrden am Ort, an dem
die Massnahme vollstreckt werden soll.

Art. 1111

Die Rechtshilfe zwischen der Schweiz und anderen Staaten wird
durch das Bundesamt fiir Justiz vermittelt.

Art. 11a13

1 Rechtshilfehandlungen, die in der Schweiz durchzufiihren sind,
werden nach schweizerischem Recht vorgenommen.

8  Fassung gemass Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano- Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).
9 Fassung gemass Anhang 1 Ziff. 11 18 der Zivilprozessordnung vom 19. Dez. 2008,
in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 1739; BBI 2006 7221).
10 Fassung gemass Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano- Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).
11 Fassung gemass Anhang 1 Ziff. Il 18 der Zivilprozessordnung vom 19. Dez. 2008,
in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 1739; BBI 2006 7221).
12 Fassung gemass Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).
13 Eingefiigt durch Anhang 1 Ziff. Il 18 der Zivilprozessordnung vom 19. Dez. 2008,
in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 1739; BBI 2006 7221).
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3. Kostenvor-
schuss und

Sicherheit fur die
Parteientschadi-

gung

4. Unentgeltliche

Rechtspflege

1. Umfang der
Verweisung

14
15

16

18

2 Auf Begehren der ersuchenden Behorde kdnnen auch ausléndische
Verfahrensformen angewendet oder beriicksichtigt werden, wenn es
fur die Durchsetzung eines Rechtsanspruchs im Ausland notwendig
ist und nicht wichtige Griinde auf Seiten des Betroffenen entgegen-
stehen.

3 Die schweizerischen Gerichte oder Behorden kénnen Urkunden
nach einer Form des auslandischen Rechts ausstellen oder einem
Gesuchsteller die eidesstattliche Erklarung abnehmen, wenn eine
Form nach schweizerischem Recht im Ausland nicht anerkannt wird
und deshalb ein schitzenswerter Rechtsanspruch dort nicht durchge-
setzt werden konnte.

4 Bei Rechtshilfeersuchen um Zustellung oder um Beweiserhebung
in die Schweiz und aus der Schweiz ist die Haager Ubereinkunft
vom 1. Mérz 195414 betreffend Zivilprozessrecht anwendbar.

Art. 11b15

Der Kostenvorschuss und die Sicherheit flir die Parteientschédigung
richten sich nach der Zivilprozessordnung vom 19. Dezember 200816
(ZPO).

Art. 11ct7

Den Personen mit Wohnsitz im Ausland wird die unentgeltliche
Rechtspflege unter den gleichen Voraussetzungen gewahrt wie den
Personen mit Wohnsitz in der Schweiz.

Art. 1218

3. Abschnitt: Anwendbares Recht

Art. 13

Die Verweisung dieses Gesetzes auf ein ausléandisches Recht umfasst
alle Bestimmungen, die nach diesem Recht auf den Sachverhalt
anwendbar sind. Die Anwendbarkeit einer Bestimmung des auslan-
dischen Rechts ist nicht allein dadurch ausgeschlossen, dass ihr ein
offentlichrechtlicher Charakter zugeschrieben wird.

SR 0.274.12
Eingefligt durch Anhang 1 Ziff. 11 18 der Zivilprozessordnung vom 19. Dez. 2008,
in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 1739; BBI 2006 7221).

SR 272

Eingefligt durch Anhang 1 Ziff. 11 18 der Zivilprozessordnung vom 19. Dez. 2008,
in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 1739; BBI 2006 7221).

Aufgehoben durch Anhang 1 Ziff. 1l 18 der Zivilprozessordnung vom 19. Dez. 2008,
mit Wirkung seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 1739; BBI 2006 7221).
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11. Riick- und
Weiterverwei-
sung

111. Ausnahme-
klausel

V. Feststellung
auslandischen
Rechts

V. Vorbehalts-
klausel

VI. Zwingende
Anwendung des
schweizerischen
Rechts

VII. Berlick-
sichtigung
zwingender
Bestimmungen
eines aus-
landischen
Rechts

Art. 14

1 Sieht das anwendbare Recht eine Rickverweisung auf das schwei-
zerische Recht oder eine Weiterverweisung auf ein anderes auslan-
disches Recht vor, so ist sie zu beachten, wenn dieses Gesetz sie vor-
sieht.

2 In Fragen des Personen- oder Familienstandes ist die Ruckverwei-
sung auf das schweizerische Recht zu beachten.

Art. 15

1 Das Recht, auf das dieses Gesetz verweist, ist ausnahmsweise nicht
anwendbar, wenn nach den gesamten Umsténden offensichtlich ist,
dass der Sachverhalt mit diesem Recht in nur geringem, mit einem
anderen Recht jedoch in viel engerem Zusammenhang steht.

2 Diese Bestimmung ist nicht anwendbar, wenn eine Rechtswahl vor-
liegt.

Art. 16

1 Der Inhalt des anzuwendenden ausléndischen Rechts ist von Amtes
wegen festzustellen. Dazu kann die Mitwirkung der Parteien verlangt
werden. Bei vermdgensrechtlichen Anspriichen kann der Nachweis
den Parteien tiberbunden werden.

2 |Ist der Inhalt des anzuwendenden auslandischen Rechts nicht fest-
stellbar, so ist schweizerisches Recht anzuwenden.

Art. 17

Die Anwendung von Bestimmungen eines auslandischen Rechts, ist
ausgeschlossen, wenn sie zu einem Ergebnis fihren wirde, das mit
dem schweizerischen Ordre public unvereinbar ist.

Art. 18

Vorbehalten bleiben Bestimmungen des schweizerischen Rechts, die
wegen ihres besonderen Zweckes, unabhangig von dem durch dieses
Gesetz bezeichneten Recht, zwingend anzuwenden sind.

Art. 19

1 Anstelle des Rechts, das durch dieses Gesetz bezeichnet wird, kann
die Bestimmung eines andern Rechts, die zwingend angewandt sein
will, beruicksichtigt werden, wenn nach schweizerischer Rechtsauf-
fassung schiitzenswerte und offensichtlich Giberwiegende Interessen
einer Partei es gebieten und der Sachverhalt mit jenem Recht einen
engen Zusammenhang aufweist.
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1. Wohnsitz,
gewohnlicher
Aufenthalt und
Niederlassung
einer natirlichen
Person

1. Sitz und
Niederlassung
von Gesell-
schaften und
Trusts

19 SR 210

2.0b eine solche Bestimmung zu beriicksichtigen ist, beurteilt sich
nach ihrem Zweck und den daraus sich ergebenden Folgen fiir eine
nach schweizerischer Rechtsauffassung sachgerechte Entscheidung.

4. Abschnitt: Wohnsitz, Sitz und Staatsangehdrigkeit

Art. 20
1 Im Sinne dieses Gesetzes hat eine natirliche Person:

a. ithren Wohnsitz in dem Staat, in dem sie sich mit der Absicht
dauernden Verbleibens aufhalt;

b. ihren gewdhnlichen Aufenthalt in dem Staat, in dem sie wéh-
rend l&ngerer Zeit lebt, selbst wenn diese Zeit zum vornher-
ein befristet ist;

c. ihre Niederlassung in dem Staat, in dem sich der Mittelpunkt
ihrer geschaftlichen Téatigkeit befindet.

2 Niemand kann an mehreren Orten zugleich Wohnsitz haben. Hat
eine Person nirgends einen Wohnsitz, so tritt der gewdhnliche Auf-
enthalt an die Stelle des Wohnsitzes. Die Bestimmungen des Zivil-
gesetzbuches?® iber Wohnsitz und Aufenthalt sind nicht anwendbar.

Art. 2120

1 Bei Gesellschaften und bei Trusts nach Artikel 149a gilt der Sitz
als Wohnsitz.

2 Als Sitz einer Gesellschaft gilt der in den Statuten oder im Gesell-
schaftsvertrag bezeichnete Ort. Fehlt eine solche Bezeichnung, so
gilt als Sitz der Ort, an dem die Gesellschaft tatsachlich verwaltet
wird.

3 Als Sitz eines Trusts gilt der in den Bestimmungen des Trusts
schriftlich oder in anderer Form durch Text nachweisbar bezeichnete
Ort seiner Verwaltung. Fehlt eine solche Bezeichnung, so gilt als
Sitz der tats&chliche Ort seiner Verwaltung.

4 Die Niederlassung einer Gesellschaft oder eines Trusts befindet
sich in dem Staat, in dem der Sitz liegt, oder in einem der Staaten, in
dem sich eine Zweigniederlassung befindet.

20 Fassung gemass Art. 2 des BB vom 20. Dez. 2006 (iber die Genehmigung und Um-
setzung des Haager Ubereink. (iber das auf Trusts anzuwendende Recht und tber ihre
Anerkennung, in Kraft seit 1. Juli 2007 (AS 2007 2849; BBI 2006 551).
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Art. 22
. Staats, Die Staatsangehdrigkeit einer natiirlichen Person bestimmt sich nach
ANGENONIGKEIt dem Recht des Staates, zu dem die Staatsangehorigkeit in Frage
steht.
Art. 23

IV. Mehrfache 1 Besitzt eine Person neben der schweizerischen eine andere Staats-

Staatsangehorig- L. . . . . . . . .

keit angehdrigkeit, so ist fir die Begriindung eines Heimatgerichtsstan-
des ausschliesslich die schweizerische Staatsangehorigkeit mass-

gebend.

2 Besitzt eine Person mehrere Staatsangehdrigkeiten, so ist, soweit
dieses Gesetz nichts anderes vorsieht, fir die Bestimmung des an-
wendbaren Rechts die Angehdrigkeit zu dem Staat massgebend, mit
dem die Person am engsten verbunden ist.

31st die Staatsangehorigkeit einer Person Voraussetzung flr die
Anerkennung einer ausldndischen Entscheidung in der Schweiz, so
geniigt die Beachtung einer ihrer Staatsangehdrigkeiten.

Art. 24

V. staatenlose 1 Eine Person gilt als staatenlos, wenn ihr diese Eigenschaft im Sinne

und Fllehtlinge jos Niew Yorker Ubereinkommens vom 28. September 19542t {iber
die Rechtsstellung der Staatenlosen zukommt oder wenn ihre Bezie-
hung zum Heimatstaat so gelockert ist, dass dies einer Staatenlosig-
keit gleichkommt.

2Eine Person gilt als Fluchtling, wenn ihr diese Eigenschaft im
Sinne des Asylgesetzes vom 5. Oktober 197922 zukommt.

3 Ist dieses Gesetz auf Staatenlose oder Fliichtlinge anzuwenden, so
gilt der Wohnsitz an Stelle der Staatsangehdrigkeit.

5. Abschnitt:
Anerkennung und Vollstreckung ausléandischer
Entscheidungen

Art. 25

I. Anerkennung  Eine ausléndische Entscheidung wird in der Schweiz anerkannt:
1. Grundsatz

2l SR 0.142.40

22 [AS 1980 1718, 1986 2062, 1987 1674, 1990 938 1587 Art. 3 Abs. 1,
1994 1634 Ziff. 1 8.1 2876, 1995 146 Ziff. 11 1 4356, 1997 2372 2394, 1998 1582.
AS 1999 2262 Art. 120 Bst. a]. Heute: BG vom 26. Juni 1998 (SR 142.31).
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2. Zustandigkeit

ausléndischer
Behorden

3. Verweige-
rungsgriinde

Art. 26

wenn die Zustandigkeit der Gerichte oder Behorden des
Staates, in dem die Entscheidung ergangen ist, begriindet
war;

wenn gegen die Entscheidung kein ordentliches Rechtsmittel
mehr geltend gemacht werden kann oder wenn sie endgltig
ist, und

wenn kein Verweigerungsgrund im Sinne von Artikel 27
vorliegt.

Die Zusténdigkeit auslandischer Behdrden ist begrundet:

a.

Art. 27

wenn eine Bestimmung dieses Gesetzes sie vorsieht oder,
falls eine solche fehlt, wenn der Beklagte seinen Wohnsitz
im Urteilsstaat hatte;

wenn in vermdgensrechtlichen Streitigkeiten die Parteien
sich durch eine nach diesem Gesetz gliltige Vereinbarung der
Zusténdigkeit der Behdrde unterworfen haben, welche die
Entscheidung getroffen hat;

wenn sich der Beklagte in einer vermdgensrechtlichen Strei-
tigkeit vorbehaltlos auf den Rechtsstreit eingelassen hat;

wenn im Falle einer Widerklage die Behérde, die die Ent-
scheidung getroffen hat, fur die Hauptklage zustandig war
und zwischen Haupt- und Widerklage ein sachlicher Zusam-
menhang besteht.

1Eine im Ausland ergangene Entscheidung wird in der Schweiz
nicht anerkannt, wenn die Anerkennung mit dem schweizerischen
Ordre public offensichtlich unvereinbar ware.

2Eine im Ausland ergangene Entscheidung wird ebenfalls nicht
anerkannt, wenn eine Partei nachweist:

a.

dass sie weder nach dem Recht an ihrem Wohnsitz noch
nach dem am gewohnlichen Aufenthalt gehérig geladen
wurde, es sei denn, sie habe sich vorbehaltlos auf das Ver-
fahren eingelassen;

dass die Entscheidung unter Verletzung wesentlicher Grund-
séatze des schweizerischen Verfahrensrechts zustande gekom-
men ist, insbesondere dass ihr das rechtliche Gehor verwei-
gert worden ist;

dass ein Rechtsstreit zwischen denselben Parteien und Uber
denselben Gegenstand zuerst in der Schweiz eingeleitet oder
in der Schweiz entschieden worden ist oder dass er in einem
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11. Vollstreckung

111. Verfahren

V. Gerichtlicher
Vergleich

V. Freiwillige
Gerichtsbarkeit

10

Drittstaat friher entschieden worden ist und dieser Entscheid
in der Schweiz anerkannt werden kann.

3 Im Ubrigen darf die Entscheidung in der Sache selbst nicht nach-
gepruft werden.

Art. 28

Eine nach den Artikeln 25-27 anerkannte Entscheidung wird auf
Begehren der interessierten Partei fiir vollstreckbar erklart.

Art. 29

1 Das Begehren auf Anerkennung oder Vollstreckung ist an die
zustandige Behdrde des Kantons zu richten, in dem die auslandische
Entscheidung geltend gemacht wird. Dem Begehren sind beizulegen:

a. eine vollstdndige und beglaubigte Ausfertigung der Entschei-
dung;

b. eine Bestdtigung, dass gegen die Entscheidung kein ordent-
liches Rechtsmittel mehr geltend gemacht werden kann oder
dass sie endgiiltig ist, und

c. im Falle eines Abwesenheitsurteils eine Urkunde, aus der
hervorgeht, dass die unterlegene Partei gehorig und so recht-
zeitig geladen worden ist, dass sie die Mdglichkeit gehabt
hatte, sich zu verteidigen.

21m Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren ist die Partei, die
sich dem Begehren widersetzt, anzuhdren; sie kann ihre Beweismit-
tel geltend machen.

3 Wird eine Entscheidung vorfrageweise geltend gemacht, so kann
die angerufene Behorde selber tiber die Anerkennung entscheiden.

Art. 30

Die Artikel 25-29 gelten auch fiir den gerichtlichen Vergleich,
sofern er in dem Staat, in dem er abgeschlossen worden ist, einer
gerichtlichen Entscheidung gleichgestellt wird.

Art. 31

Die Artikel 25-29 gelten sinngemass flr die Anerkennung und Voll-
streckung einer Entscheidung oder einer Urkunde der freiwilligen
Gerichtsbarkeit.
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VI. Eintragung
in die Zivil-
standsregister

I. Grundsatz

11. Rechts-
fahigkeit

111. Handlungs-

fahigkeit
1. Grundsatz

2. Verkehrs-
schutz

Art. 32

1 Eine ausléndische Entscheidung oder Urkunde uber den Zivilstand
wird aufgrund einer Verfiigung der kantonalen Aufsichtsbehdrde in
die Zivilstandsregister eingetragen.

2 Die Eintragung wird bewilligt, wenn die Voraussetzungen der Arti-
kel 25-27 erfiillt sind.

3 Die betroffenen Personen sind vor der Eintragung anzuhdren, wenn
nicht feststeht, dass im auslandischen Urteilsstaat die verfahrens-
massigen Rechte der Parteien hinreichend gewahrt worden sind.

2. Kapitel: Naturliche Personen

Art. 33

1 Sieht dieses Gesetz nichts anderes vor, so sind fiir personenrecht-
liche Verhiltnisse die schweizerischen Gerichte oder Behdrden am
Wohnsitz zusténdig; sie wenden das Recht am Wohnsitz an.

2 Fdr Anspriche aus Personlichkeitsverletzung gelten die Bestim-
mungen dieses Gesetzes Uber unerlaubte Handlungen (Art. 129 ff.).

Art. 34
1 Die Rechtsfahigkeit untersteht schweizerischem Recht.

2 Beginn und Ende der Personlichkeit unterstehen dem Recht des
Rechtsverhéltnisses, das die Rechtsfahigkeit voraussetzt.

Art. 35

Die Handlungsféhigkeit untersteht dem Recht am Wohnsitz. Ein
Wechsel des Wohnsitzes berlihrt die einmal erworbene Handlungs-
fahigkeit nicht.

Art. 36

1 Wer ein Rechtsgeschéft vorgenommen hat, obwohl er nach dem
Recht an seinem Wohnsitz handlungsunfahig war, kann sich auf
seine Handlungsunfahigkeit nicht berufen, wenn er nach dem Recht
des Staates, in dem er das Rechtsgeschéft vorgenommen hat, hand-
lungsfahig gewesen wadre, es sei denn, die andere Partei habe seine
Handlungsunfahigkeit gekannt oder hétte sie kennen miissen.

2 Diese Bestimmung ist auf familien- und erbrechtliche Rechts-
geschéafte sowie auf Rechtsgeschéfte Uber dingliche Rechte an
Grundstlicken nicht anwendbar.

11
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V. Name
1. Grundsatz

2. Namens-
anderung

3. Namens-
anderung im
Ausland

4. Eintragung in
die Zivilstands-
register

V. Verschollen-
erklarung

1. Zustandigkeit
und anwendbares
Recht

2. Verschollen-
und Todes-
erklarung im
Ausland

12

Art. 37

1 Der Name einer Person mit Wohnsitz in der Schweiz untersteht
schweizerischem Recht; der Name einer Person mit Wohnsitz im
Ausland untersteht dem Recht, auf welches das Kollisionsrecht des
Wohnsitzstaates verweist.

2 Eine Person kann jedoch verlangen, dass ihr Name dem Heimat-
recht untersteht.

Art. 38

1 Fir eine Namensénderung sind die schweizerischen Behdrden am
Wohnsitz des Gesuchstellers zustandig.

2 Ein Schweizer Birger ohne Wohnsitz in der Schweiz kann bei der
Behorde seines Heimatkantons eine Namensanderung verlangen.

3 Voraussetzungen und Wirkungen der Namensénderung unterstehen
schweizerischem Recht.

Art. 39

Eine im Ausland erfolgte Namensanderung wird in der Schweiz
anerkannt, wenn sie im Wohnsitz- oder im Heimatstaat des Gesuch-
stellers gultig ist.

Art. 40

Der Name wird nach den schweizerischen Grundsétzen iber die
Registerfihrung in die Zivilstandsregister eingetragen.

Art. 41

1 Fir die Verschollenerklarung sind die schweizerischen Gerichte
oder Behdrden am letzten bekannten Wohnsitz der verschwundenen
Person zustandig.

2 Die schweizerischen Gerichte oder Behorden sind Uberdies fiir eine
Verschollenerkldrung zusténdig, wenn hierfur ein schiitzenswertes
Interesse besteht.

3 Voraussetzungen und Wirkungen der Verschollenerklarung unter-
stehen schweizerischem Recht.

Art. 42

Eine im Ausland ausgesprochene Verschollen- oder Todeserklarung
wird in der Schweiz anerkannt, wenn sie im Staat des letzten be-
kannten Wohnsitzes oder im Heimatstaat der verschwundenen Per-
son ergangen ist.
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1. Zustandigkeit

1. Anwendbares
Recht

111. Eheschlies-
sung im Ausland

3. Kapitel: Eherecht
1. Abschnitt: Eheschliessung

Art. 43

1 Die schweizerischen Behdrden sind fir die Eheschliessung zustén-
dig, wenn die Braut oder der Brautigam in der Schweiz Wohnsitz
oder das Schweizer Biirgerrecht hat.

2 Auslandischen Brautleuten ohne Wohnsitz in der Schweiz kann
durch die zustandige Behorde die Eheschliessung in der Schweiz
auch bewilligt werden, wenn die Ehe im Wohnsitz- oder im Heimat-
staat beider Brautleute anerkannt wird.

3 Die Bewilligung darf nicht allein deshalb verweigert werden, weil
eine in der Schweiz ausgesprochene oder anerkannte Scheidung im
Ausland nicht anerkannt wird.

Art, 4423

Die Eheschliessung in der Schweiz untersteht schweizerischem
Recht.

Art. 45

1Eine im Ausland giltig geschlossene Ehe wird in der Schweiz
anerkannt.

2Sind Braut oder Brautigam Schweizer Biirger oder haben beide
Wohnsitz in der Schweiz, so wird die im Ausland geschlossene Ehe
anerkannt, wenn der Abschluss nicht in der offenbaren Absicht ins
Ausland verlegt worden ist, die Vorschriften des schweizerischen
Rechts liber die Eheungliltigkeit zu umgehen.24

3Eine im Ausland glltig geschlossene Ehe zwischen Personen
gleichen Geschlechts wird in der Schweiz als eingetragene Partner-
schaft anerkannt.25

23 Fassung gemass Ziff. I 5 des BG vom 15. Juni 2012 iiber Massnahmen gegen Zwangs-
heiraten, in Kraft seit 1. Juli 2013 (AS 2013 1035; BBI 2011 2185).

24 Fassung gemass Anhang Ziff. 3 des BG vom 26. Juni 1998, in Kraft seit 1. Jan. 2000
(AS 1999 1118; BBI 1996 | 1).

25 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 17 des Partnerschaftsgesetzes vom 18. Juni 2004,
in Kraft seit 1. Jan. 2007 (AS 2005 5685; BBI 2003 1288).
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V. Ungultig-
erklarung
der Ehe

1. Zusténdigkeit
1. Grundsatz

2. Heimat-
zustandigkeit

1. Anwendbares
Recht

1. Grundsatz

Art. 45326

1Fir Klagen auf Unglltigerklarung der Ehe sind die schweizeri-
schen Gerichte am Wohnsitz eines Ehegatten oder, wenn ein Wohn-
sitz in der Schweiz fehlt, am Eheschliessungsort oder am Heimatort
eines Ehegatten zustandig.

2 Die Klage untersteht schweizerischem Recht.

3 Fir vorsorgliche Massnahmen und Nebenfolgen gelten die Arti-
kel 62-64 sinngemass.

4 Auslandische Entscheidungen, welche die Ungiiltigkeit einer Ehe
feststellen, werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie im Staat
ergangen sind, in dem die Ehe geschlossen wurde. Ist die Klage
durch einen Ehegatten eingereicht worden, gilt Artikel 65 sinnge-
mass.

2. Abschnitt: Wirkungen der Ehe im Allgemeinen

Art. 46

Fur Klagen oder Massnahmen betreffend die ehelichen Rechte und
Pflichten sind die schweizerischen Gerichte oder Behdrden am
Wohnsitz oder, wenn ein solcher fehlt, diejenigen am gewdhnlichen
Aufenthalt eines der Ehegatten zustandig.

Art. 47

Haben die Ehegatten weder Wohnsitz noch gewohnlichen Aufenthalt
in der Schweiz und ist einer von ihnen Schweizer Burger, so sind flr
Klagen oder Massnahmen betreffend die ehelichen Rechte und
Pflichten die Gerichte oder Behdrden am Heimatort zustandig, wenn
es unmdglich oder unzumutbar ist, die Klage oder das Begehren am
Wohnsitz oder am gewdhnlichen Aufenthalt eines der Ehegatten zu
erheben.

Art. 48

1 Die ehelichen Rechte und Pflichten unterstehen dem Recht des
Staates, in dem die Ehegatten ihren Wohnsitz haben.

2 Haben die Ehegatten ihren Wohnsitz nicht im gleichen Staat, so
unterstehen die ehelichen Rechte und Pflichten dem Recht des
Wohnsitzstaates, mit dem der Sachverhalt in engerem Zusammen-
hang steht.

26 Eingefiigt durch Ziff. Il 2 des BG vom 7. Okt. 1994 (AS 1995 1126; BBI 1993 | 1169).
Fassung gemass Ziff. I 5 des BG vom 15. Juni 2012 tber Massnahmen gegen Zwangs-
heiraten, in Kraft seit 1. Juli 2013 (AS 2013 1035; BBI 2011 2185).
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2. Unterhalts-
pflicht

111. Auslandische
Entscheidungen
oder Mass-
nahmen

1. Zustandigkeit

11. Anwendbares
Recht

1. Rechtswahl
a. Grundsatz

3 Sind nach Artikel 47 die schweizerischen Gerichte oder Behdrden
am Heimatort zusténdig, so wenden sie schweizerisches Recht an.

Art. 49

Fur die Unterhaltspflicht zwischen Ehegatten gilt das Haager Uber-
einkommen vom 2. Oktober 197327 Uber das auf die Unterhalts-
pflichten anzuwendende Recht.

Art. 50

Auslandische Entscheidungen oder Massnahmen Uber die ehelichen
Rechte und Pflichten werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie im
Staat des Wohnsitzes oder des gewdhnlichen Aufenthaltes eines der
Ehegatten ergangen sind.

3. Abschnitt: EhegUterrecht

Art. 51

Fur Klagen oder Massnahmen betreffend die giterrechtlichen Ver-
héltnisse sind zustandig:

a. fur die guterrechtliche Auseinandersetzung im Falle des To-
des eines Ehegatten die schweizerischen Gerichte oder Be-
horden, die fur die erbrechtliche Auseinandersetzung zustén-
dig sind (Art. 86-89);

b. fur die guterrechtliche Auseinandersetzung im Falle einer
gerichtlichen Auflésung oder Trennung der Ehe die schwei-
zerischen Gerichte, die hierfur zustdndig sind (Art. 59, 60,
63, 64);

c. inden (brigen Féllen die schweizerischen Gerichte oder Be-
horden, die fiir Klagen oder Massnahmen betreffend die Wir-
kungen der Ehe zustandig sind (Art. 46, 47).

Art. 52

1 Die guterrechtlichen Verhdltnisse unterstehen dem von den Ehe-
gatten gewdhlten Recht.

2 Die Ehegatten kdnnen wahlen zwischen dem Recht des Staates, in
dem beide ihren Wohnsitz haben oder nach der Eheschliessung
haben werden, und dem Recht eines ihrer Heimatstaaten. Artikel 23
Absatz 2 ist nicht anwendbar.

27 SR 0.211.213.01
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Art. 53

! Die Rechtswahl muss schriftlich vereinbart sein oder sich eindeutig
aus dem Ehevertrag ergeben. Im Ubrigen untersteht sie dem gewahl-
ten Recht.

2 Die Rechtswahl kann jederzeit getroffen oder gedndert werden.
Wird sie nach Abschluss der Ehe getroffen, so wirkt sie, wenn die
Parteien nichts anderes vereinbaren, auf den Zeitpunkt der Ehe-
schliessung zuriick.

3 Das gewdhlte Recht bleibt anwendbar, bis die Ehegatten ein ande-
res Recht wéhlen oder die Rechtswahl aufheben.

Art. 54

1 Haben die Ehegatten keine Rechtswahl getroffen, so unterstehen
die giiterrechtlichen Verhéltnisse:

a. dem Recht des Staates, in dem beide gleichzeitig ihren
Wohnsitz haben, oder, wenn dies nicht der Fall ist,

b. dem Recht des Staates, in dem beide Ehegatten zuletzt
gleichzeitig ihren Wohnsitz hatten.

2 Hatten die Ehegatten nie gleichzeitig Wohnsitz im gleichen Staat,
so ist ihr gemeinsames Heimatrecht anwendbar.

3 Hatten die Ehegatten nie gleichzeitig Wohnsitz im gleichen Staat
und haben sie auch keine gemeinsame Staatsangehdrigkeit, so gilt
die Glitertrennung des schweizerischen Rechts.

Art. 55

1 Verlegen die Ehegatten ihren Wohnsitz von einem Staat in einen
anderen, so ist das Recht des neuen Wohnsitzstaates riickwirkend auf
den Zeitpunkt der Eheschliessung anzuwenden. Die Ehegatten kon-
nen durch schriftliche Vereinbarung die Ruckwirkung ausschliessen.

2 Der Wohnsitzwechsel hat keine Wirkung auf das anzuwendende
Recht, wenn die Parteien die Weitergeltung des friiheren Rechts
schriftlich vereinbart haben oder wenn zwischen ihnen ein Ehever-
trag besteht.

Art. 56

Der Ehevertrag ist formglltig, wenn er dem auf den Ehevertrag
anwendbaren Recht oder dem Recht am Abschlussort entspricht.

Art. 57

1 Die Wirkungen des Giiterstandes auf das Rechtsverhaltnis zwi-
schen einem Ehegatten und einem Dritten unterstehen dem Recht des
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111. Ausléndische
Entscheidungen

I. Zustandigkeit
1. Grundsatz

2. Heimat-
zustandigkeit

Staates, in dem dieser Ehegatte im Zeitpunkt der Entstehung des
Rechtsverhaltnisses seinen Wohnsitz hat.

2 Hat der Dritte im Zeitpunkt der Entstehung des Rechtsverhéltnisses
das Recht, dem die giterrechtlichen Verhéltnisse unterstanden,
gekannt oder hétte er es kennen miissen, so ist dieses anzuwenden.

Art. 58

1 Ausléndische Entscheidungen (ber glterrechtliche Verhéltnisse
werden in der Schweiz anerkannt:

a. wenn sie im Wohnsitzstaat des beklagten Ehegatten ergan-
gen sind oder wenn sie dort anerkannt werden;

b. wenn sie im Wohnsitzstaat des klagenden Ehegatten ergan-
gen sind oder dort anerkannt werden, vorausgesetzt, der be-
klagte Ehegatte hatte seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz;

c. wenn sie im Staat, dessen Recht nach diesem Gesetz an-
wendbar ist, ergangen sind oder wenn sie dort anerkannt
werden, oder

d. wenn sie Grundstlicke betreffen und am Ort der gelegenen
Sache ergangen sind oder dort anerkannt werden.

2 Fir Entscheidungen Uber glterrechtliche Verhaltnisse, die im
Zusammenhang mit Massnahmen zum Schutz der ehelichen Ge-
meinschaft oder infolge Tod, Nichtigerklarung, Scheidung oder
Trennung ergangen sind, richtet sich die Anerkennung nach den
Bestimmungen dieses Gesetzes (iber das Ehe-, Ehescheidungs- oder
Erbrecht (Art. 50, 65 und 96).

4. Abschnitt: Scheidung und Trennung

Art. 59
Fur Klagen auf Scheidung oder Trennung sind zustandig:
a. die schweizerischen Gerichte am Wohnsitz des Beklagten;

b. die schweizerischen Gerichte am Wohnsitz des Klégers,
wenn dieser sich seit einem Jahr in der Schweiz aufhalt oder
wenn er Schweizer Burger ist.

Art. 60

Haben die Ehegatten keinen Wohnsitz in der Schweiz und ist einer
von ihnen Schweizer Burger, so sind die Gerichte am Heimatort flr
Klagen auf Scheidung oder Trennung der Ehe zustandig, wenn es
unmaglich oder unzumutbar ist, die Klage am Wohnsitz eines der
Ehegatten zu erheben.

17
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1. Anwendbares
Recht

111. Vorsorgliche
Massnahmen

IV. Nebenfolgen

V. Ergénzung
oder Abénderung
einer Entschei-
dung

Art. 6128
Scheidung und Trennung unterstehen schweizerischem Recht.

Art. 62

1 Das schweizerische Gericht, bei dem eine Scheidungs- oder Tren-
nungsklage hangig ist, kann vorsorgliche Massnahmen treffen,
sofern seine Unzustandigkeit zur Beurteilung der Klage nicht offen-
sichtlich ist oder nicht rechtskréftig festgestellt wurde.

2Die vorsorglichen Massnahmen unterstehen schweizerischem
Recht.

3 Die Bestimmungen dieses Gesetzes ber die Unterhaltspflicht der
Ehegatten (Art. 49), die Wirkungen des Kindesverhéltnisses (Art. 82
und 83) und den Minderjahrigenschutz (Art. 85) sind vorbehalten.

Art. 63

1 Die fur Klagen auf Scheidung oder Trennung zustdndigen schwei-
zerischen Gerichte sind auch fur die Regelung der Nebenfolgen
zusténdig. Die Bestimmungen dieses Gesetzes Uber den Minderjéh-
rigenschutz (Art. 85) bleiben vorbehalten.29

1bis Fir den Ausgleich von Vorsorgeanspriichen gegeniiber einer
schweizerischen Einrichtung der beruflichen Vorsorge sind sie
ausschliesslich zustandig.30

2 Die Nebenfolgen der Scheidung oder Trennung unterstehen
schweizerischem Recht.3! Die Bestimmungen dieses Gesetzes Uber
den Namen (Art. 37-40), die Unterhaltspflicht der Ehegatten (Art.
49), das eheliche Guterrecht (Art. 52-57), die Wirkungen des Kin-
desverhéltnisses (Art. 82 und 83) und den Minderjahrigenschutz
(Art. 85) sind vorbehalten.

Art. 64

1 Die schweizerischen Gerichte sind fur Klagen auf Ergdnzung oder
Abénderung von Entscheidungen iber die Scheidung oder die Tren-
nung zustandig, wenn sie diese selbst ausgesprochen haben oder
wenn sie nach Artikel 59 oder 60 zusténdig sind. Die Bestimmungen

28 Fassung gemass Anhang Ziff. 3 des BG vom 19. Juni 2015 (Vorsorgeausgleich bei
Scheidung), in Kraft seit 1. Jan. 2017 (AS 2016 2313; BBI 2013 4887).

29 Fassung gemass Anhang Ziff. 3 des BG vom 21. Juni 2013 (Elterliche Sorge), in Kraft
seit 1. Juli 2014 (AS 2014 357; BBI 2011 9077).

30 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 3 des BG vom 19. Juni 2015 (Vorsorgeausgleich bei
Scheidung), in Kraft seit 1. Jan. 2017 (AS 2016 2313; BBI 2013 4887).

31 Fassung gemass Anhang Ziff. 3 des BG vom 19. Juni 2015 (Vorsorgeausgleich bei
Scheidung), in Kraft seit 1. Jan. 2017 (AS 2016 2313; BBI 2013 4887).
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VI. Ausléndische
Entscheidungen

dieses Gesetzes Uber den Minderjahrigenschutz (Art. 85) sind vor-
behalten.

1bis Fir den Ausgleich von Vorsorgeanspriichen gegeniiber einer
schweizerischen Einrichtung der beruflichen Vorsorge sind die
schweizerischen Gerichte ausschliesslich zustandig. Fehlt eine
Zustandigkeit nach Absatz 1, so sind die schweizerischen Gerichte
am Sitz der Vorsorgeeinrichtung zustandig.32

2 Die Erganzung oder Abanderung eines Trennungs- oder Schei-
dungsurteils untersteht schweizerischem Recht.33 Die Bestimmungen
dieses Gesetzes liber den Namen (Art. 37-40), die Unterhaltspflicht
der Ehegatten (Art. 49), das eheliche Guterrecht (Art. 52-57), die
Wirkungen des Kindesverhéltnisses (Art. 82 und 83) und den Min-
derjahrigenschutz (Art. 85) sind vorbehalten.

Art. 65

1 Ausléndische Entscheidungen Uber die Scheidung oder Trennung
werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie im Staat des Wohnsitzes,
des gewohnlichen Aufenthalts oder im Heimatstaat eines Ehegatten
ergangen sind oder wenn sie in einem dieser Staaten anerkannt wer-
den.

2 st jedoch die Entscheidung in einem Staat ergangen, dem kein
oder nur der klagende Ehegatte angehért, so wird sie in der Schweiz
nur anerkannt:

a. wenn im Zeitpunkt der Klageeinleitung wenigstens ein Ehe-
gatte in diesem Staat Wohnsitz oder gewohnlichen Aufent-
halt hatte und der beklagte Ehegatte seinen Wohnsitz nicht in
der Schweiz hatte;

b. wenn der beklagte Ehegatte sich der Zusténdigkeit des aus-
landischen Gerichts vorbehaltlos unterworfen hat, oder

c. wenn der beklagte Ehegatte mit der Anerkennung der Ent-
scheidung in der Schweiz einverstanden ist.

32 Eingefuigt durch Anhang Ziff. 3 des BG vom 19. Juni 2015 (Vorsorgeausgleich bei
Scheidung), in Kraft seit 1. Jan. 2017 (AS 2016 2313; BBI 2013 4887).

33 Fassung gemass Anhang Ziff. 3 des BG vom 19. Juni 2015 (Vorsorgeausgleich bei
Scheidung), in Kraft seit 1. Jan. 2017 (AS 2016 2313; BBI 2013 4887).
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11. Zustandigkeit
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ort bei Auf-
16sung

111. Anwend-
bares Recht

V. Entschei-
dungen oder
Massnahmen des
Eintragungs-
staats

3a. Kapitel:34 Eingetragene Partnerschaftss

Art. 65a36

Die Bestimmungen des dritten Kapitels gelten fiir die eingetragene
Partnerschaft sinngemass, mit Ausnahme von Artikel 43 Absatz 2.

Art. 65b

Haben die Partnerinnen oder Partner keinen Wohnsitz in der
Schweiz und ist keine oder keiner von ihnen Schweizer Birger, so
sind fiir Klagen oder Begehren betreffend Aufldsung der eingetrage-
nen Partnerschaft die schweizerischen Gerichte am Eintragungsort
zusténdig, wenn es unmdglich oder unzumutbar ist, die Klage oder
das Begehren am Wohnsitz einer der Personen zu erheben.

Art. 65¢

1 Kennt das nach den Bestimmungen des dritten Kapitels anwend-
bare Recht keine Regeln lber die eingetragene Partnerschaft, so ist
schweizerisches Recht anwendbar; vorbehalten bleibt Artikel 49.

2 Zusatzlich zu den in Artikel 52 Absatz 2 bezeichneten Rechten
kénnen die Partnerinnen oder Partner das Recht des Staates wahlen,
in dem die Partnerschaft eingetragen worden ist.

Art. 65d

Ausléandische Entscheidungen oder Massnahmen werden in der
Schweiz anerkannt, wenn:

a. sie im Staat ergangen sind, in dem die Partnerschaft einge-
tragen worden ist; und

b. es unmdglich oder unzumutbar war, die Klage oder das Be-
gehren in einem Staat zu erheben, dessen Zusténdigkeit in
der Schweiz geméss den Bestimmungen des dritten Kapitels
anerkannt ist.

34 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 17 des Partnerschaftsgesetzes vom 18. Juni 2004, in Kraft
seit 1. Jan. 2007 (AS 2005 5685; BBI 2003 1288).

35 Fassung gemass Ziff. 1 5 des BG vom 15. Juni 2012 Gber Massnahmen gegen Zwangs-
heiraten, in Kraft seit 1. Juli 2013 (AS 2013 1035; BBI 2011 2185).

36 Fassung gemass Ziff. 1 5 des BG vom 15. Juni 2012 {iber Massnahmen gegen Zwangs-
heiraten, in Kraft seit 1. Juli 2013 (AS 2013 1035; BBI 2011 2185).
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I. Zustandigkeit
1. Grundsatz

2. Heimat-
zustandigkeit

1. Anwendbares
Recht

1. Grundsatz

2. Massgeblicher
Zeitpunkt

111. Auslandische
Entscheidungen

4. Kapitel: Kindesrecht

1. Abschnitt:
Entstehung des Kindesverhaltnisses durch Abstammung

Art. 66

Fur Klagen auf Feststellung oder Anfechtung des Kindesverhdltnis-
ses sind die schweizerischen Gerichte am gewdhnlichen Aufenthalt
des Kindes oder am Wohnsitz der Mutter oder des Vaters zustandig.

Art. 67

Haben die Eltern keinen Wohnsitz und das Kind keinen gewdéhn-
lichen Aufenthalt in der Schweiz, so sind die Gerichte am schweize-
rischen Heimatort der Mutter oder des Vaters fiir Klagen auf Fest-
stellung oder Anfechtung des Kindesverhaltnisses zusténdig, wenn
es unmdglich oder unzumutbar ist, die Klage am Wohnsitz der
Mutter oder des Vaters oder am gewthnlichen Aufenthalt des Kindes
zu erheben.

Art. 68

1 Die Entstehung des Kindesverhéltnisses sowie dessen Feststellung
oder Anfechtung unterstehen dem Recht am gewdhnlichen Aufent-
halt des Kindes.

2 Haben jedoch weder die Mutter noch der Vater Wohnsitz im Staat
des gewdhnlichen Aufenthaltes des Kindes, besitzen aber die Eltern
und das Kind die gleiche Staatsangehdrigkeit, so ist ihr gemeinsames
Heimatrecht anzuwenden.

Art. 69

1Fir die Bestimmung des auf die Entstehung, Feststellung oder
Anfechtung des Kindesverhdltnisses anwendbaren Rechts ist der
Zeitpunkt der Geburt massgebend.

2 Bei gerichtlicher Feststellung oder Anfechtung des Kindesverhalt-
nisses ist jedoch der Zeitpunkt der Klageerhebung massgebend,
wenn ein Uberwiegendes Interesse des Kindes es erfordert.

Art. 70

Auslandische Entscheidungen betreffend die Feststellung oder
Anfechtung des Kindesverhdltnisses werden in der Schweiz aner-
kannt, wenn sie im Staat des gewohnlichen Aufenthaltes des Kindes,
in dessen Heimatstaat oder im Wohnsitz- oder im Heimatstaat der
Mutter oder des Vaters ergangen sind.
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2. Abschnitt: Anerkennung

Art. 71

1 Fir die Entgegennahme der Anerkennung sind die schweizerischen
Behorden am Geburtsort oder am gewdhnlichen Aufenthalt des Kin-
des, sowie die Behorden am Wohnsitz oder am Heimatort der Mutter
oder des Vaters zustandig.

2 Erfolgt die Anerkennung im Rahmen eines gerichtlichen Verfah-
rens, in dem die Abstammung rechtserheblich ist, so kann auch der
mit der Klage befasste Richter die Anerkennung entgegennehmen.

3 Fir die Anfechtung der Anerkennung sind die gleichen Gerichte
zustandig wie fur die Feststellung oder Anfechtung des Kindesver-
haltnisses (Art. 66 und 67).

Art. 72

1 Die Anerkennung in der Schweiz kann nach dem Recht am ge-
wohnlichen Aufenthalt des Kindes, nach dessen Heimatrecht, nach
dem Recht am Wohnsitz oder nach dem Heimatrecht der Mutter oder
des Vaters erfolgen. Massgebend ist der Zeitpunkt der Anerkennung.

2 Die Form der Anerkennung in der Schweiz untersteht schweizeri-
schem Recht.

3 Die Anfechtung der Anerkennung untersteht schweizerischem
Recht.

Art. 73

1Die im Ausland erfolgte Anerkennung eines Kindes wird in der
Schweiz anerkannt, wenn sie nach dem Recht am gewdhnlichen
Aufenthalt des Kindes, nach dessen Heimatrecht, nach dem Recht
am Wohnsitz oder nach dem Heimatrecht der Mutter oder des Vaters
gultig ist.

2 Ausléndische Entscheidungen tber die Anfechtung einer Anerken-
nung werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie in einem der in
Absatz 1 genannten Staaten ergangen sind.

Art. 74

Fur die Anerkennung einer im Ausland erfolgten Legitimation gilt
Artikel 73 sinngemass.



Internationales Privatrecht. BG 291

I. Zustandigkeit
1. Grundsatz

2. Heimat-
zustandigkeit

11. Anwendbares
Recht
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Adoptionen und
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3. Abschnitt: Adoption

Art. 75

1 Die schweizerischen Gerichte oder Behdrden am Wohnsitz der
adoptierenden Person oder der adoptierenden Ehegatten sind zustan-
dig, die Adoption auszusprechen.

2 Fur die Anfechtung der Adoption sind die gleichen Gerichte zu-
stdndig wie fir die Feststellung oder die Anfechtung des Kindesver-
héltnisses (Art. 66 und 67).

Art. 76

Haben die adoptierende Person oder die adoptierenden Ehegatten
keinen Wohnsitz in der Schweiz und ist einer von ihnen Schweizer
Birger, so sind die Gerichte oder Behérden am Heimatort fiir die
Adoption zusténdig, wenn es unmdglich oder unzumutbar ist, die
Adoption an ihrem Wohnsitz durchzufiihren.

Art. 77

1 Die Voraussetzungen der Adoption in der Schweiz unterstehen
schweizerischem Recht.

2 Zeigt sich, dass eine Adoption im Wohnsitz- oder im Heimatstaat
der adoptierenden Person oder der adoptierenden Ehegatten nicht
anerkannt und dem Kind daraus ein schwerwiegender Nachteil
erwachsen wiirde, so beriicksichtigt die Behdrde auch die Vorausset-
zungen des Rechts des betreffenden Staates. Erscheint die Anerken-
nung auch dann nicht als gesichert, so darf die Adoption nicht ausge-
sprochen werden.

3 Die Anfechtung einer in der Schweiz ausgesprochenen Adoption
untersteht schweizerischem Recht. Eine im Ausland ausgesprochene
Adoption kann in der Schweiz nur angefochten werden, wenn auch
ein Anfechtungsgrund nach schweizerischem Recht vorliegt.

Art. 78

1 Ausléndische Adoptionen werden in der Schweiz anerkannt, wenn
sie im Staat des Wohnsitzes oder im Heimatstaat der adoptierenden
Person oder der adoptierenden Ehegatten ausgesprochen worden
sind.

2 Auslandische Adoptionen oder dhnliche Akte, die von einem Kin-
desverhéltnis im Sinne des schweizerischen Rechts wesentlich
abweichende Wirkungen haben, werden in der Schweiz nur mit den
Wirkungen anerkannt, die ihnen im Staat der Begriindung zukom-
men.
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4. Abschnitt: Wirkungen des Kindesverhaltnisses

Art. 79

1 Fir Klagen betreffend die Beziehungen zwischen Eltern und Kind,
insbesondere betreffend den Unterhalt des Kindes, sind die schwei-
zerischen Gerichte am gewdhnlichen Aufenthalt des Kindes oder am
Wohnsitz oder, wenn ein solcher fehlt, am gewohnlichen Aufenthalt
des beklagten Elternteils zustandig.

2 Die Bestimmungen dieses Gesetzes (iber den Namen (Art. 33, 37—
40), den Schutz Minderjahriger (Art. 85) und das Erbrecht (Art. 86—
89) sind vorbehalten.

Art. 80

Hat weder das Kind noch der beklagte Elternteil Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt in der Schweiz und ist einer von ihnen
Schweizer Biirger, so sind die Gerichte am Heimatort zustandig.

Art. 81

Die nach Artikel 79 und 80 zusténdigen schweizerischen Gerichte
entscheiden ebenfalls:

a. Uber Anspriiche von Behorden, die fir den Unterhalt des
Kindes Vorschuss geleistet haben;

b. Uber Anspriiche der Mutter auf Unterhalt und Ersatz der
durch die Geburt entstandenen Kosten.

Art. 82

1 Die Beziehungen zwischen Eltern und Kind unterstehen dem Recht
am gewohnlichen Aufenthalt des Kindes.

2 Haben jedoch weder die Mutter noch der Vater Wohnsitz im Staat
des gewohnlichen Aufenthaltes des Kindes, besitzen aber die Eltern
und das Kind die gleiche Staatsangehdrigkeit, so ist ihr gemeinsames
Heimatrecht anzuwenden.

3 Die Bestimmungen dieses Gesetzes tber den Namen (Art. 33, 37—
40), den Schutz Minderjahriger (Art. 85) und das Erbrecht (Art. 90—
95) sind vorbehalten.
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Art. 83

L Fir die Unterhaltspflicht zwischen Eltern und Kind gilt das Haager
Ubereinkommen vom 2. Oktober 197337 Uber das auf Unterhalts-
pflichten anzuwendende Recht.

2 Soweit das Ubereinkommen die Anspriiche der Mutter auf Unter-
halt und Ersatz der durch die Geburt entstandenen Kosten nicht
regelt, gilt es sinngemass.

Art. 84

1 Ausléndische Entscheidungen betreffend die Beziehungen zwi-
schen Eltern und Kind werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie
im Staat ergangen sind, in dem das Kind seinen gewéhnlichen Auf-
enthalt oder der beklagte Elternteil seinen Wohnsitz oder gewdhn-
lichen Aufenthalt hat.

2 Die Bestimmungen dieses Gesetzes tiber den Namen (Art. 39), den
Schutz Minderjahriger (Art. 85) und das Erbrecht (Art. 96) sind vor-
behalten.

5. Kapitel: Vormundschaft, Erwachsenenschutz und
andere Schutzmassnahmens38

Art. 8539

1 Fir den Schutz von Kindern gilt in Bezug auf die Zustandigkeit der
schweizerischen Gerichte oder Behorden, auf das anwendbare Recht
sowie auf die Anerkennung und Vollstreckung ausléandischer Ent-
scheidungen oder Massnahmen das Haager Ubereinkommen vom
19. Oktober 199640 (ber die Zust&ndigkeit, das anzuwendende
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Massnahmen zum
Schutz von Kindern.

2 Fir den Schutz von Erwachsenen gilt in Bezug auf die Zustandig-
keit der schweizerischen Gerichte oder Behorden, auf das anwend-
bare Recht sowie auf die Anerkennung und Vollstreckung ausléndi-
scher Entscheidungen oder Massnahmen das Haager Ubereinkom-

37 SR 0.211.213.01

38 Fassung gemass Anhang Ziff. 13 des BG vom 19. Dez. 2008 (Erwachsenenschutz, Per-
sonenrecht und Kindesrecht), in Kraft seit 1. Jan. 2013 (AS 2011 725; BBI 2006 7001).

39 Fassung gemass Art. 15 des BG vom 21. Dez. 2007 Uber internationale Kindesentfiih-
rung und die Haager Ubereinkommen zum Schutz von Kindern und Erwachsenen, in
Kraft seit 1. Juli 2009 (AS 2009 3077; BBI 2007 2595).

40 SR 0.211.231.011
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men vom 13. Januar 20004! {ber den internationalen Schutz von
Erwachsenen.

3 Die schweizerischen Gerichte oder Behorden sind ausserdem
zustandig, wenn es fur den Schutz einer Person oder von deren
Vermdgen unerlasslich ist.

4 Massnahmen, die in einem Staat ergangen sind, der nicht Vertrags-
staat der in den Absétzen 1 und 2 erwdhnten Ubereinkommen ist,
werden anerkannt, wenn sie im Staat des gewohnlichen Aufenthalts
des Kindes oder des Erwachsenen ergangen sind oder dort anerkannt
werden.

6. Kapitel: Erbrecht

Art. 86

1 Fir das Nachlassverfahren und die erbrechtlichen Streitigkeiten
sind die schweizerischen Gerichte oder Behdrden am letzten Wohn-
sitz des Erblassers zustandig.

2 VVorbehalten ist die Zustandigkeit des Staates, der fiir Grundstlicke
auf seinem Gebiet die ausschliessliche Zustandigkeit vorsieht.

Art. 87

1War der Erblasser Schweizer Burger mit letztem Wohnsitz im
Ausland, so sind die schweizerischen Gerichte oder Behdrden am
Heimatort zusténdig, soweit sich die auslandische Behorde mit sei-
nem Nachlass nicht befasst.

2 Sie sind stets zustandig wenn ein Schweizer Biirger mit letztem
Wohnsitz im Ausland sein in der Schweiz gelegenes Vermdgen oder
seinen gesamten Nachlass durch letztwillige Verfligung oder Erbver-
trag der schweizerischen Zusténdigkeit oder dem schweizerischen
Recht unterstellt hat. Artikel 86 Absatz 2 ist vorbehalten.

Art. 88

1 War der Erblasser Auslander mit letztem Wohnsitz im Ausland, so
sind die schweizerischen Gerichte oder Behdrden am Ort der gelege-
nen Sache flr den in der Schweiz gelegenen Nachlass zusténdig,
soweit sich die auslandischen Behorden damit nicht befassen.

2 Befindet sich Vermdgen an mehreren Orten, so sind die zuerst
angerufenen schweizerischen Gerichte oder Behdrden zustandig.

41 SR0.211.232.1
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Art. 89

Hinterléasst der Erblasser mit letztem Wohnsitz im Ausland Vermo-
gen in der Schweiz, so ordnen die schweizerischen Behdrden am Ort
der gelegenen Sache die zum einstweiligen Schutz der Vermdgens-
werte notwendigen Massnahmen an.

Art. 90

1 Der Nachlass einer Person mit letztem Wohnsitz in der Schweiz
untersteht schweizerischem Recht.

2 Ein Auslénder kann jedoch durch letztwillige Verfligung oder Erb-
vertrag den Nachlass einem seiner Heimatrechte unterstellen. Diese
Unterstellung fallt dahin, wenn er im Zeitpunkt des Todes diesem
Staat nicht mehr angehdrt hat oder wenn er Schweizer Birger ge-
worden ist.

Art. 91

1 Der Nachlass einer Person mit letztem Wohnsitz im Ausland unter-
steht dem Recht, auf welches das Kollisionsrecht des Wohnsitz-
staates verweist.

2 Soweit nach Artikel 87 die schweizerischen Gerichte oder Behor-
den am Heimatort zustindig sind, untersteht der Nachlass eines
Schweizers mit letztem Wohnsitz im Ausland schweizerischem
Recht, es sei denn, der Erblasser habe in der letztwilligen Verfiigung
oder im Erbvertrag ausdriicklich das Recht an seinem letzten Wohn-
sitz vorbehalten.

Art. 92

1 Das auf den Nachlass anwendbare Recht bestimmt, was zum Nach-
lass gehort, wer in welchem Umfang daran berechtigt ist, wer die
Schulden des Nachlasses tragt, welche Rechtsbehelfe und Massnah-
men zuléssig sind und unter welchen Voraussetzungen sie angerufen
werden kdnnen.

2 Die Durchfiihrung der einzelnen Massnahmen richtet sich nach
dem Recht am Ort der zustandigen Behorde. Diesem Recht unterste-
hen namentlich die sichernden Massnahmen und die Nachlassab-
wicklung mit Einschluss der Willensvollstreckung.

Art. 93

L Fiir die Form der letztwilligen Verfigung gilt das Haager Uberein-
kommen vom 5. Oktober 196142 (iber das auf die Form letztwilliger
Verfligungen anwendbare Recht.

42 SR0.211.312.1
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2 Dieses Ubereinkommen gilt sinngeméss auch fir die Form anderer
Verfugungen von Todes wegen.

Art. 94

Eine Person kann von Todes wegen verfligen, wenn sie im Zeitpunkt
der Verfugung nach dem Recht am Wohnsitz oder am gewohnlichen
Aufenthalt oder nach dem Recht eines ihrer Heimatstaaten verfi-
gungsfahig ist.

Art. 95

1 Der Erbvertrag untersteht dem Recht am Wohnsitz des Erblassers
zur Zeit des Vertragsabschlusses.

2 Unterstellt ein Erblasser im Vertrag den ganzen Nachlass seinem
Heimatrecht, so tritt dieses an die Stelle des Wohnsitzrechts.

3 Gegenseitige Verfligungen von Todes wegen miissen dem Wohn-
sitzrecht jedes Verfligenden oder dem von ihnen gewéhlten gemein-
samen Heimatrecht entsprechen.

4 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen dieses Gesetzes Uber die
Form und die Verflgungsfahigkeit (Art. 93 und 94).

Art. 96

1 Ausléndische Entscheidungen, Massnahmen und Urkunden, die
den Nachlass betreffen, sowie Rechte aus einem im Ausland eroffne-
ten Nachlass werden in der Schweiz anerkannt:

a. wenn sie im Staat des letzten Wohnsitzes des Erblassers oder
im Staat, dessen Recht er gewdhlt hat, getroffen, ausgestellt
oder festgestellt worden sind oder wenn sie in einem dieser
Staaten anerkannt werden, oder

b. wenn sie Grundstiicke betreffen und in dem Staat, in dem sie
liegen, getroffen, ausgestellt oder festgestellt worden sind
oder wenn sie dort anerkannt werden.

2 Beansprucht ein Staat fur die in seinem Gebiet liegenden Grund-
stiicke des Erblassers die ausschliessliche Zusténdigkeit, so werden
nur dessen Entscheidungen, Massnahmen und Urkunden anerkannt.

3 Sichernde Massnahmen des Staates, in dem Vermdgen des Erb-
lassers liegt, werden in der Schweiz anerkannt.
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7. Kapitel: Sachenrecht

Art. 97

Fur Klagen betreffend dingliche Rechte an Grundstiicken in der
Schweiz sind die Gerichte am Ort der gelegenen Sache ausschliess-
lich zustandig.

Art. 98

1Fir Klagen betreffend dingliche Rechte an beweglichen Sachen
sind die schweizerischen Gerichte am Wohnsitz oder, wenn ein sol-
cher fehlt, diejenigen am gewdhnlichen Aufenthalt des Beklagten
zustandig.

2 Uberdies sind die schweizerischen Gerichte am Ort der gelegenen
Sache zusténdig.43

Art. 98a%

Fur Klagen auf Rickfihrung von Kulturgut nach Artikel 9 des
Kulturgitertransfergesetzes vom 20. Juni 200345 ist das Gericht am
Wohnsitz oder Sitz der beklagten Partei oder am Ort, an dem das
Kulturgut sich befindet, zustandig.

Art. 99

1 Dingliche Rechte an Grundstiicken unterstehen dem Recht am Ort
der gelegenen Sache.

2 Far Anspriiche aus Immissionen, die von einem Grundstlick aus-
gehen, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes Uber unerlaubte
Handlungen (Art. 138).

Art. 100

1Erwerb und Verlust dinglicher Rechte an beweglichen Sachen
unterstehen dem Recht des Staates, in dem die Sache im Zeitpunkt
des VVorgangs, aus dem der Erwerb oder der Verlust hergeleitet wird,
liegt.

2 Inhalt und Austibung dinglicher Rechte an beweglichen Sachen
unterstehen dem Recht am Ort der gelegenen Sache.

43 Fassung gemass Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).
44 Eingefiigt durch Art. 32 Ziff. 3 des Kulturgiitertransfergesetzes vom 20. Juni 2003,
in Kraft seit 1. Juni 2005 (AS 2005 1869; BBI 2002 535).

45 SR 444.1
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Art. 101

Rechtsgeschéftlicher Erwerb und Verlust dinglicher Rechte an
Sachen im Transit unterstehen dem Recht des Bestimmungsstaates.

Art. 102

1 Gelangt eine bewegliche Sache in die Schweiz und ist der Erwerb
oder der Verlust eines dinglichen Rechts an ihr nicht bereits im Aus-
land erfolgt, so gelten die im Ausland eingetretenen VVorgéange als in
der Schweiz erfolgt.

2 Gelangt eine bewegliche Sache in die Schweiz und ist an ihr im
Ausland ein Eigentumsvorbehalt gliltig begriindet worden, der den
Anforderungen des schweizerischen Rechts nicht genigt, so bleibt
der Eigentumsvorbehalt in der Schweiz noch wahrend drei Monaten
gultig.

3 Dem gutglaubigen Dritten kann der Bestand eines solchen Eigen-
tumsvorbehalts nicht entgegengehalten werden.

Art. 103

Der Eigentumsvorbehalt an einer zur Ausfuhr bestimmten beweg-
lichen Sache untersteht dem Recht des Bestimmungsstaates.

Art. 104

1 Die Parteien kénnen den Erwerb und den Verlust dinglicher Rechte
an beweglichen Sachen dem Recht des Abgangs- oder des Bestim-
mungsstaates oder dem Recht unterstellen, dem das zugrundelie-
gende Rechtsgeschaft untersteht.

2 Die Rechtswahl kann Dritten nicht entgegengehalten werden.

Art. 105

1 Die Verpfandung von Forderungen, Wertpapieren und anderen
Rechten unterstent dem von den Parteien gewdhlten Recht. Die
Rechtswahl kann Dritten nicht entgegengehalten werden.

2 Fehlt eine Rechtswahl, so untersteht die Verpfandung von Forde-
rungen dem Recht am gewdhnlichen Aufenthalt des Pfandglaubi-
gers. Fur die Verpfandung anderer Rechte gilt dasselbe, sofern diese
durch ein Wertrecht, ein Wertpapier oder einen gleichwertigen Titel
vertreten werden; andernfalls untersteht ihre Verpfdndung dem auf
sie anwendbaren Recht.46

46 Fassung gemdss Ziff. 1 3 des BG vom 25. Sept. 2020 zur Anpassung des Bundesrechts
an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer Register, in Kraft seit
1. Febr. 2021 (AS 2021 33; BBI 2020 233).
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3 Dem Schuldner kann nur das Recht entgegengehalten werden, dem
das verpfandete Recht untersteht.

Art. 10647

1 Das in Artikel 145a Absatz 1 bezeichnete Recht bestimmt, ob ein
Titel Waren vertritt.

2 Vertritt ein physischer Titel die Ware, so unterstehen die dingli-
chen Rechte am Titel und an der Ware dem Recht, das auf den Titel
als bewegliche Sache anwendbar ist.

3 Machen verschiedene Parteien dingliche Rechte an der Ware
geltend, die einen unmittelbar, die anderen aufgrund eines Titels, so
entscheidet Uber den Vorrang das auf die Ware selbst anwendbare
Recht.

Art. 107

Die Bestimmungen anderer Gesetze uber dingliche Rechte an Schif-
fen, Luftfahrzeugen und anderen Transportmitteln sind vorbehalten.

Art. 108

1 Ausléndische Entscheidungen Uber dingliche Rechte an Grund-
stlicken werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie im Staat, in dem
sie liegen, ergangen sind oder wenn sie dort anerkannt werden.

2 Auslandische Entscheidungen Gber dingliche Rechte an beweg-
lichen Sachen werden in der Schweiz anerkannt:

a. wenn sie im Staat ergangen sind, in dem der Beklagte seinen
Wohnsitz hat; oder

b. wenn sie im Staat, in dem die Sache liegt, ergangen sind, so-
fern der Beklagte dort seinen gewdhnlichen Aufenthalt hatte.

47 Fassung gemass Ziff. | 3 des BG vom 25. Sept. 2020 zur Anpassung des Bundesrechts
an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer Register, in Kraft seit
1. Febr. 2021 (AS 2021 33; BBI 2020 233).

48 Aufgehoben durch Art. 2 des BB vom 3. Okt. 2008 tber die Genehmigung und die Um-
setzung des Ubereinkommens (ber die auf bestimmte Rechte an intermediarverwahrten
Wertpapieren anzuwendende Rechtsordnung, mit Wirkung seit 1. Jan. 2010
(AS 2009 6579; BBI 2006 9315).
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7a. Kapitel:4 Intermedidrverwahrte Wertpapiere

Art. 108a%0

Der Begriff der intermedidrverwahrten Wertpapiere ist im Sinne des
Haager Ubereinkommens vom 5. Juli 200651 {iber die auf bestimmte
Rechte an intermedidrverwahrten Wertpapieren anzuwendende
Rechtsordnung zu verstehen.

Art. 108b

1 Fir Klagen betreffend intermediérverwahrte Wertpapiere sind die
schweizerischen Gerichte am Wohnsitz des Beklagten oder, wenn
ein solcher fehlt, diejenigen an seinem gewdhnlichen Aufenthalt
zustandig.

2 Fir Klagen betreffend intermedidrverwahrte Wertpapiere aufgrund
der Tatigkeit einer Niederlassung in der Schweiz sind Uberdies die
Gerichte am Ort der Niederlassung zustandig.

Art. 108c

Fur intermedidrverwahrte Wertpapiere gilt das Haager Uberein-
kommen vom 5. Juli 200652 Uber die auf bestimmte Rechte an inter-
medidrverwahrten Wertpapieren anzuwendende Rechtsordnung.

Art. 108d

Auslandische Entscheidungen {ber intermedidrverwahrte Wert-
papiere werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie:

a. im Staat ergangen sind, in dem der Beklagte seinen Wohnsitz
oder seinen gewthnlichen Aufenthalt hatte; oder

b. im Staat ergangen sind, in dem der Beklagte seine Nieder-
lassung hatte, und sie Anspriiche aus dem Betrieb dieser
Niederlassung betreffen.

49 Eingefiigt durch Art. 2 des BB vom 3. Okt. 2008 tiber die Genehmigung und die Um-
setzung des Ubereinkommens Uber die auf bestimmte Rechte an intermediadrverwahrten
Wertpapieren anzuwendende Rechtsordnung, in Kraft seit 1. Jan. 2010 (AS 2009 6579;
BBI 2006 9315).

50 Fassung gemass Ziff. | 3 des BG vom 25. Sept. 2020 zur Anpassung des Bundesrechts
an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer Register, in Kraft seit
1. Febr. 2021 (AS 2021 33; BBI 2020 233).

51 SR 0.221.556.1

52 SR 0.221.556.1
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8. Kapitel: Immaterialglterrecht

Art. 10953

1Fir Klagen betreffend die Giiltigkeit oder die Eintragung von
Immaterialgiterrechten in der Schweiz sind die schweizerischen
Gerichte am Wohnsitz des Beklagten zustandig. Hat der Beklagte
keinen Wohnsitz in der Schweiz, so sind die schweizerischen Ge-
richte am Geschaftssitz des im Register eingetragenen Vertreters
oder, wenn ein solcher fehlt, diejenigen am Sitz der schweizerischen
Registerbehdrde zustandig.

2 Fur Klagen betreffend Verletzung von Immaterialgliterrechten sind
die schweizerischen Gerichte am Wohnsitz des Beklagten oder,
wenn ein solcher fehlt, diejenigen an seinem gewohnlichen Aufent-
haltsort zustandig. Uberdies sind die schweizerischen Gerichte am
Handlungs- und Erfolgsort sowie fiir Klagen aufgrund der Tatigkeit
einer Niederlassung in der Schweiz die Gerichte am Ort der Nieder-
lassung zusténdig.

2bis Fiir Klagen betreffend gesetzliche Vergiitungsanspriiche fir die
rechtmdssige Nutzung eines Immaterialguts gilt Absatz 2 sinnge-
mass.54

3..55

Art. 110

1 Immaterialgiiterrechte unterstehen dem Recht des Staates, fuir den
der Schutz der Immaterialgiiter beansprucht wird.

2 Fir Anspriiche aus Verletzung von Immaterialgiterrechten kénnen
die Parteien nach Eintritt des schadigenden Ereignisses stets verein-
baren, dass das Recht am Gerichtsort anzuwenden ist.

3 Vertrage Uber Immaterialgiiterrechte unterstehen den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes Uber das auf obligationenrechtliche Vertrage
anzuwendende Recht (Art. 122).

Art. 111

1 Ausléndische Entscheidungen betreffend Immaterialguterrechte
werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie:

53 Fassung gemass Anhang Ziff. 5 des BG vom 22. Juni 2007, in Kraft seit 1. Juli 2008
(AS 2008 2551; BBI 2006 1).

54 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 2 des BG vom 27. Sept. 2019, in Kraft seit 1. April 2020
(AS 2020 1003; BBI 2018 591).

55 Aufgehoben durch Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und
Umsetzung des Lugano-Ubereink.), mit Wirkung seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601;
BBI 2009 1777).
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a. im Staat ergangen sind, in dem der Beklagte seinen Wohnsitz
hatte; oder

b. am Handlungs- oder Erfolgsort ergangen sind und der Be-
klagte keinen Wohnsitz in der Schweiz hatte.56

2 Ausléndische Entscheidungen betreffend Giltigkeit oder Eintra-
gung von Immaterialgliterrechten werden nur anerkannt, wenn sie im
Staat ergangen sind, fiir den der Schutz beansprucht wird, oder wenn
sie dort anerkannt werden.

9. Kapitel: Obligationenrecht
1. Abschnitt: Vertrage

Art. 112

1Fir Klagen aus Vertrag sind die schweizerischen Gerichte am
Wohnsitz des Beklagten oder, wenn ein solcher fehlt, diejenigen an
seinem gewdhnlichen Aufenthalt zustandig.

2Fir Klagen aufgrund der Tatigkeit einer Niederlassung in der
Schweiz sind Uberdies die Gerichte am Ort der Niederlassung zu-
standig.

Art. 11358

Ist die fir den Vertrag charakteristische Leistung in der Schweiz zu
erbringen, so kann auch beim schweizerischen Gericht am Erful-
lungsort dieser Leistung geklagt werden.

Art. 114

1 Fir die Klagen eines Konsumenten aus einem Vertrag, der den
Voraussetzungen von Artikel 120 Absatz 1 entspricht, sind nach
Wahl des Konsumenten die schweizerischen Gerichte zustandig:

a. am Wohnsitz oder am gewohnlichen Aufenthalt des Konsu-
menten, oder

b. am Wohnsitz des Anbieters oder, wenn ein solcher fehlt, an
dessen gewdhnlichem Aufenthalt.

56 Fassung gemass Anhang Ziff. 5 des BG vom 22. Juni 2007, in Kraft seit 1. Juli 2008
(AS 2008 2551; BBI 2006 1).

57 Fassung gemass Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).

58 Fassung gemass Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).
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4. Arbeits-
vertrége

11. Anwendbares
Recht

1.Im
Allgemeinen

a. Rechtswahl

b. Fehlen einer
Rechtswahl

2 Der Konsument kann nicht zum voraus auf den Gerichtsstand an
seinem Wohnsitz oder an seinem gewdhnlichen Aufenthalt verzich-
ten.

Art. 115

1 Fir Klagen aus Arbeitsvertrag sind die schweizerischen Gerichte
am Wohnsitz des Beklagten oder am Ort zustandig, wo der Arbeit-
nehmer gewohnlich seine Arbeit verrichtet.

2 Fur Klagen des Arbeitnehmers sind uberdies die schweizerischen
Gerichte an seinem Wohnsitz oder an seinem gewohnlichen Aufent-
halt zusténdig.

3 Fir Klagen beziiglich der auf die Arbeitsleistung anzuwendenden
Arbeits- und Lohnbedingungen sind zudem die Schweizer Gerichte
am Ort zusténdig, an den der Arbeitnehmer fir einen begrenzten
Zeitraum und zur Verrichtung auch nur eines Teils seiner Arbeit aus
dem Ausland entsandt worden ist.5°

Art. 116
1 Der Vertrag untersteht dem von den Parteien gewdhlten Recht.

2 Die Rechtswahl muss ausdriicklich sein oder sich eindeutig aus
dem Vertrag oder aus den Umstédnden ergeben. Im Ubrigen unter-
steht sie dem gewahlten Recht.

3 Die Rechtswahl kann jederzeit getroffen oder gedndert werden.
Wird sie nach Vertragsabschluss getroffen oder gedndert, so wirkt
sie auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zuriick. Die Rechte
Dritter sind vorbehalten.

Art. 117

1 Bei Fehlen einer Rechtswahl untersteht der Vertrag dem Recht des
Staates, mit dem er am engsten zusammenhangt.

2Es wird vermutet, der engste Zusammenhang bestehe mit dem
Staat, in dem die Partei, welche die charakteristische Leistung er-
bringen soll, ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat oder, wenn sie den
Vertrag aufgrund einer beruflichen oder gewerblichen Tétigkeit
geschlossen hat, in dem sich ihre Niederlassung befindet.

3 Als charakteristische Leistung gilt namentlich:
a. bei Verausserungsvertragen die Leistung des Verausserers;

59 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 1 des BG vom 8. Okt. 1999 iiber die in die Schweiz
entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, in Kraft seit 1. Juni 2004
(AS 2003 1370; BBI 1999 6128).

35



291

Internationales Privatrecht

2. Im Besonde-
ren

a. Kauf beweg-
licher korperli-
cher Sachen

b. Grundstiicke

c. Vertrage mit
Konsumenten

b. bei Gebrauchsiiberlassungsvertragen die Leistung der Partei,
die eine Sache oder ein Recht zum Gebrauch (iberlasst;

c. bei Auftrag, Werkvertrag und &hnlichen Dienstleistungsver-
tréagen die Dienstleistung;

d. bei Verwahrungsvertragen die Leistung des Verwahrers;

e. bei Garantie- oder Burgschaftsvertrdgen die Leistung des
Garanten oder des Biirgen.

Art. 118

1Fir den Kauf beweglicher korperlicher Sachen gilt das Haager
Ubereinkommen vom 15. Juni 195560 betreffend das auf internatio-
nale Kaufvertrdge Uber bewegliche korperliche Sachen anzuwen-
dende Recht.

2 Artikel 120 ist vorbehalten.

Art. 119

1 Vertrage tber Grundstiicke oder deren Gebrauch unterstehen dem
Recht des Staates, in dem sich die Grundstiicke befinden.

2 Eine Rechtswahl ist zuldssig.

3 Die Form untersteht dem Recht des Staates, in dem sich das Grund-
stiick befindet, es sei denn, dieses Recht lasse die Anwendung eines
anderen Rechts zu. Fir ein Grundstiick in der Schweiz richtet sich
die Form nach schweizerischem Recht.

Art. 120

1 Vertrage Uber Leistungen des Ublichen Verbrauchs, die fir den per-
sonlichen oder familidren Gebrauch des Konsumenten bestimmt sind
und nicht im Zusammenhang mit der beruflichen oder gewerblichen
Tatigkeit des Konsumenten stehen, unterstehen dem Recht des Staa-
tes, in dem der Konsument seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat:

a. wenn der Anbieter die Bestellung in diesem Staat entgegen-
genommen hat;

b. wenn in diesem Staat dem Vertragsabschluss ein Angebot
oder eine Werbung vorausgegangen ist und der Konsument
in diesem Staat die zum Vertragsabschluss erforderlichen
Rechtshandlungen vorgenommen hat, oder

c. wenn der Anbieter den Konsumenten veranlasst hat, sich ins
Ausland zu begeben und seine Bestellung dort abzugeben.

2 Eine Rechtswahl ist ausgeschlossen.

60 SR 0.221.211.4
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d. Arbeits-
vertrége

e. Vertrage
Giber Immaterial-
giterrechte

3. Gemeinsame
Bestimmungen

a. Schweigen
auf einen Antrag

b. Form

Art. 121

1 Der Arbeitsvertrag untersteht dem Recht des Staates, in dem der
Arbeitnehmer gewohnlich seine Arbeit verrichtet.

2 Verrichtet der Arbeitnehmer seine Arbeit gewdhnlich in mehreren
Staaten, so untersteht der Arbeitsvertrag dem Recht des Staates, in
dem sich die Niederlassung oder, wenn eine solche fehlt, der Wohn-
sitz oder der gewohnliche Aufenthalt des Arbeitgebers befindet.

3 Die Parteien kénnen den Arbeitsvertrag dem Recht des Staates
unterstellen, in dem der Arbeitnehmer seinen gewéhnlichen Aufent-
halt hat oder in dem der Arbeitgeber seine Niederlassung, seinen
Wohnsitz oder seinen gewodhnlichen Aufenthalt hat.

Art. 122

1Vertrage Uber Immaterialgiiterrechte unterstehen dem Recht des
Staates, in dem derjenige, der das Immaterialglterrecht Ubertragt
oder die Benutzung an ihm einrdumt, seinen gewdhnlichen Aufent-
halt hat.

2 Eine Rechtswahl ist zulassig.

3 Vertrége zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern (ber Rechte
an Immaterialgutern, die der Arbeitnehmer im Rahmen der Erflllung
des Arbeitsvertrages geschaffen hat, unterstehen dem auf den Ar-
beitsvertrag anwendbaren Recht.

Art. 123

Schweigt eine Partei auf einen Antrag zum Abschluss eines Ver-
trages, so kann sie sich fiir die Wirkungen des Schweigens auf das
Recht des Staates berufen, in dem sie ihren gewohnlichen Aufenthalt
hat.

Art. 124

1 Der Vertrag ist formgiiltig, wenn er dem auf den Vertrag anwend-
baren Recht oder dem Recht am Abschlussort entspricht.

2 Befinden sich die Parteien im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in
verschiedenen Staaten, so genugt es, wenn die Form dem Recht
eines dieser Staaten entspricht.

3 Schreibt das auf den Vertrag anwendbare Recht die Beachtung
einer Form zum Schutz einer Partei vor, so richtet sich die Formgdil-
tigkeit ausschliesslich nach diesem Recht, es sei denn, dieses lasse
die Anwendung eines anderen Rechts zu.
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c. Erfullungs-
und Untersu-
chungsmodali-
taten

d. Stellvertretung

I. Zustandigkeit

1. Anwendbares
Recht

Art. 125

Erfillungs- und Untersuchungsmodalitaten unterstehen dem Recht
des Staates, in dem sie tatsachlich erfolgen.

Art. 126

1 Bei rechtsgeschaftlicher Vertretung untersteht das Verhéltnis zwi-
schen dem Vertretenen und dem Vertreter dem auf ihren Vertrag
anwendbaren Recht.

2 Die Voraussetzungen, unter denen eine Handlung des Vertreters
den Vertretenen gegeniiber dem Dritten verpflichtet, unterstehen
dem Recht des Staates, in dem der Vertreter seine Niederlassung hat
oder, wenn eine solche fehlt oder fur den Dritten nicht erkennbar ist,
dem Recht des Staates, in dem der Vertreter im Einzelfall haupt-
sachlich handelt.

3 Steht der Vertreter in einem Arbeitsverhéltnis zum Vertretenen und
besitzt er keine eigene Geschéftsniederlassung, so befindet sich der
Ort seiner Niederlassung am Sitz des Vertretenen.

4 Das nach Absatz 2 anwendbare Recht gilt auch fur das Verhéltnis
zwischen dem nicht ermédchtigten Vertreter und dem Dritten.

2. Abschnitt: Ungerechtfertigte Bereicherung

Art. 12761

Fur Klagen aus ungerechtfertigter Bereicherung sind die schweizeri-
schen Gerichte am Wohnsitz des Beklagten oder, wenn ein solcher
fehlt, diejenigen an seinem gewdhnlichen Aufenthaltsort zustandig.
Uberdies sind fiir Klagen aufgrund der Téatigkeit einer Niederlassung
in der Schweiz die Gerichte am Ort der Niederlassung zustandig.

Art. 128

1 Anspriiche aus ungerechtfertigter Bereicherung unterstehen dem
Recht, dem das bestehende oder das vermeintliche Rechtsverhaltnis
unterstellt ist, aufgrund dessen die Bereicherung stattgefunden hat.

2 Besteht kein Rechtsverhéltnis, so unterstehen die Anspriiche aus
ungerechtfertigter Bereicherung dem Recht des Staates, in dem die
Bereicherung eingetreten ist; die Parteien kbnnen vereinbaren, dass
das Recht am Gerichtsort anzuwenden ist.

61 Fassung gemass Anhang Ziff. 5 des BG vom 22. Juni 2007, in Kraft seit 1. Juli 2008
(AS 2008 2551; BBI 2006 1).
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I. Zustandigkeit
1. Grundsatz

2.Im
Besonderen

3. Unmittelbares
Forderungsrecht

3. Abschnitt: Unerlaubte Handlungen

Art. 12962

1Fdr Klagen aus unerlaubter Handlung sind die schweizerischen
Gerichte am Wohnsitz des Beklagten oder, wenn ein solcher fehlt,
diejenigen an seinem gewdhnlichen Aufenthaltsort zustandig. Uber-
dies sind die schweizerischen Gerichte am Handlungs- oder Erfolg-
sort sowie fiir Klagen aufgrund der Téatigkeit einer Niederlassung in
der Schweiz die Gerichte am Ort der Niederlassung zustandig.

2 63

Art. 130

List durch eine Kernanlage oder beim Transport von Kernmateria-
lien Schaden verursacht worden, so sind die schweizerischen Gerich-
te des Ortes zusténdig, an dem das schédigende Ereignis eingetreten
ist.

2 Kann dieser Ort nicht ermittelt werden, so sind:

a. wenn der Inhaber einer Kernanlage haftet, die schweizeri-
schen Gerichte des Ortes zustandig, in dem die Kernanlage
gelegen ist;

b. wenn der Inhaber einer Transportbewilligung haftet, die
schweizerischen Gerichte des Ortes zustdndig, an dem der
Inhaber der Transportbewilligung seinen Wohnsitz oder sein
Gerichtsdomizil hat.

3 Klagen zur Durchsetzung des Auskunftsrechts gegen den Inhaber
einer Datensammlung kénnen bei den in Artikel 129 genannten
Gerichten oder bei den schweizerischen Gerichten am Ort, wo die
Datensammlung geflhrt oder verwendet wird, eingereicht werden.64

Art. 131

Fur Klagen aufgrund eines unmittelbaren Forderungsrechts gegen
den Haftpflichtversicherer sind die schweizerischen Gerichte am Ort
der Niederlassung des Versicherers oder diejenigen am Handlungs-
oder am Erfolgsort zustandig.

62 Fassung gemass Anhang Ziff. 5 des BG vom 22. Juni 2007, in Kraft seit 1. Juli 2008
(AS 2008 2551; BBI 2006 1).

63 Aufgehoben durch Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und
Umsetzung des Lugano-Ubereink.), mit Wirkung seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601;
BBI 2009 1777).

64 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 3 des BG vom 19. Juni 1992 {iber den Datenschutz,
in Kraft seit 1. Juli 1993 (AS 1993 1945; BBI 1988 1l 413).
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1. Anwendbares
Recht

1.Im
Allgemeinen

a. Rechtswahl

b. Fehlen einer
Rechtswahl

2. Im Besonde-
ren

a. Strassen-
verkehrsunfélle

b. Produkte-
mangel

Art. 132

Die Parteien kdnnen nach Eintritt des schadigenden Ereignisses stets
vereinbaren, dass das Recht am Gerichtsort anzuwenden ist.

Art. 133

1 Haben Schadiger und Geschadigter ihren gewdhnlichen Aufenthalt
im gleichen Staat, so unterstehen Anspriiche aus unerlaubter Hand-
lung dem Recht dieses Staates.

2 Haben Schéadiger und Geschadigter ihren gewdhnlichen Aufenthalt
nicht im gleichen Staat, so ist das Recht des Staates anzuwenden, in
dem die unerlaubte Handlung begangen worden ist. Tritt der Erfolg
nicht in dem Staat ein, in dem die unerlaubte Handlung begangen
worden ist, so ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem der
Erfolg eintritt, wenn der Schadiger mit dem Eintritt des Erfolges in
diesem Staat rechnen musste.

3 Wird durch eine unerlaubte Handlung ein zwischen Schéadiger und
Geschédigtem bestehendes Rechtsverhdltnis verletzt, so unterstehen
Anspriche aus unerlaubter Handlung, ungeachtet der Absétze 1 und
2, dem Recht, dem das vorbestehende Rechtsverhéltnis unterstellt ist.

Art. 134

Fiir Anspriiche aus Strassenverkehrsunfallen gilt das Haager Uber-
einkommen vom 4. Mai 197165 {iber das auf Strassenverkehrsunfalle
anwendbare Recht.

Art. 135

1 Anspriiche aus Maéngeln oder mangelhafter Beschreibung eines
Produktes unterstehen nach Wahl des Geschadigten:

a. dem Recht des Staates, in dem der Schadiger seine Nieder-
lassung oder, wenn eine solche fehlt, seinen gewdhnlichen
Aufenthalt hat, oder

b. dem Recht des Staates, in dem das Produkt erworben worden
ist, sofern der Schadiger nicht nachweist, dass es in diesem
Staat ohne sein Einverstandnis in den Handel gelangt ist.

2 Unterstehen Anspriiche aus Méangeln oder mangelhafter Beschrei-
bung eines Produktes auslédndischem Recht, so koénnen in der
Schweiz keine weitergehenden Leistungen zugesprochen werden, als
nach schweizerischem Recht fir einen solchen Schaden zuzuspre-
chen waren.

65 SR0.741.31
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c. Unlauterer
Wettbewerb

d. Wettbewerbs-

behinderung

e. Immissionen

f. Personlich-
keitsverletzung

Art. 136

1 Anspriiche aus unlauterem Wettbewerb unterstehen dem Recht des
Staates, auf dessen Markt die unlautere Handlung ihre Wirkung ent-
faltet.

2 Richtet sich die Rechtsverletzung ausschliesslich gegen betrieb-
liche Interessen des Geschadigten, so ist das Recht des Staates anzu-
wenden, in dem sich die betroffene Niederlassung befindet.

3 Artikel 133 Absatz 3 ist vorbehalten.

Art. 137

1 Anspriiche aus Wettbewerbsbehinderung unterstehen dem Recht
des Staates, auf dessen Markt der Geschadigte von der Behinderung
unmittelbar betroffen ist.

2 Unterstehen Anspriiche aus Wettbewerbsbehinderung ausléndi-
schem Recht, so kdnnen in der Schweiz keine weitergehenden Leis-
tungen zugesprochen werden als nach schweizerischem Recht fir
eine unzuldssige Wettbewerbsbehinderung zuzusprechen wéren.

Art. 138

Anspriiche aus schadigenden Einwirkungen, die von einem Grund-
stlick ausgehen, unterstehen nach Wahl des Geschadigten dem Recht
des Staates, in dem das Grundstiick liegt, oder dem Recht des Staa-
tes, in dem der Erfolg einer Einwirkung eintritt.

Art. 139

1 Anspriiche aus Verletzung der Personlichkeit durch Medien, ins-
besondere durch Presse, Radio, Fernsehen oder durch andere Infor-
mationsmittel in der Offentlichkeit unterstehen nach Wahl des Ge-
schédigten:

a. dem Recht des Staates, in dem der Geschédigte seinen ge-
wohnlichen Aufenthalt hat, sofern der Schadiger mit dem
Eintritt des Erfolges in diesem Staat rechnen musste;

b. dem Recht des Staates, in dem der Urheber der Verletzung
seine Niederlassung oder seinen gewdhnlichen Aufenthalt
hat, oder

c. dem Recht des Staates, in dem der Erfolg der verletzenden
Handlung eintritt, sofern der Schadiger mit dem Eintritt des
Erfolges in diesem Staat rechnen musste.

2 Das Gegendarstellungsrecht gegeniiber periodisch erscheinenden
Medien richtet sich ausschliesslich nach dem Recht des Staates, in
dem das Druckerzeugnis erschienen ist oder von dem aus die Radio-
oder Fernsehsendung verbreitet wurde.
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3. Besondere
Bestimmungen
a. Mehrfache
Haftpflichtige

b. Unmittelbares
Forderungsrecht

4. Geltungs-
bereich

1. Mehrheit von
Schuldnern

1. Anspriiche
gegen mehrere
Schuldner

2. Ruckgriff
zwischen
Schuldnern

3 Absatz 1 ist auch anwendbar auf Anspriiche aus Verletzung der
Personlichkeit durch das Bearbeiten von Personendaten sowie aus
Beeintrachtigung des Rechts auf Auskunft iber Personendaten. 66

Art. 140

Sind mehrere Personen an einer unerlaubten Handlung beteiligt, so
ist flr jede von ihnen das anwendbare Recht gesondert zu bestim-
men, unabhangig von der Art ihrer Beteiligung.

Art. 141

Der Geschadigte kann seinen Anspruch direkt gegen den Versicherer
des Haftpflichtigen geltend machen, wenn das auf die unerlaubte
Handlung oder auf den Versicherungsvertrag anwendbare Recht es
vorsieht.

Art. 142

1 Das auf die unerlaubte Handlung anwendbare Recht bestimmt ins-
besondere die Deliktsfahigkeit, die Voraussetzungen und den Um-
fang der Haftung sowie die Person des Haftpflichtigen.

2 Sicherheits- und Verhaltensvorschriften am Ort der Handlung sind
zu berlcksichtigen.

4. Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

Art. 143

Hat der Glaubiger Anspriiche gegen mehrere Schuldner, so unterste-
hen die Rechtsfolgen daraus dem Recht, dem das Rechtsverhaltnis
zwischen dem Gldubiger und dem in Anspruch genommenen
Schuldner unterstellt ist.

Art. 144

1 Ein Schuldner kann auf einen anderen Schuldner unmittelbar oder
durch Eintritt in die Rechtsstellung des Glaubigers insoweit Riick-
griff nehmen, als es die Rechte zulassen, denen die entsprechenden
Schulden unterstehen.

2 Die Durchfiihrung des Riickgriffs untersteht dem gleichen Recht
wie die Schuld des Rickgriffsverpflichteten. Fragen, die nur das
Verhéltnis zwischen Glaubiger und Rickgriffsberechtigtem betref-

66 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 3 des BG vom 19. Juni 1992 {iber den Datenschutz,
in Kraft seit 1. Juli 1993 (AS 1993 1945; BBI 1988 11 413).
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1. Ubergang
einer Forderung
1. Abtretung
durch Vertrag

1a. Ubertragung
mittels
eines Titels

2. Ubergang
kraft Gesetzes

fen, unterstehen dem Recht, das auf die Schuld des Ruckgriffs-
berechtigten anwendbar ist.

3 0Ob einer Einrichtung, die o6ffentliche Aufgaben wahrnimmt, ein
Ruckgriffsrecht zusteht, bestimmt sich nach dem auf diese Einrich-
tung anwendbaren Recht. Fir die Zulassigkeit und die Durchfiihrung
des Ruckgriffes gelten die Absatze 1 und 2.

Art. 145

1 Die Abtretung einer Forderung durch Vertrag untersteht dem von
den Parteien gewahlten Recht oder, wenn ein solches fehlt, dem auf
die Forderung anzuwendenden Recht. Die Rechtswahl ist gegeniiber
dem Schuldner ohne dessen Zustimmung unwirksam.

2Fur die Abtretung einer Forderung des Arbeitnehmers ist die
Rechtswahl nur insoweit wirksam, als Artikel 121 Absatz 3 sie fiir
den Arbeitsvertrag zulasst.

3 Die Form der Abtretung untersteht ausschliesslich dem auf den
Abtretungsvertrag anwendbaren Recht.

4 Fragen, die nur das Verhéltnis zwischen den Parteien des Abtre-
tungsvertrages betreffen, unterstehen dem Recht, welches auf das der
Abtretung zugrundeliegende Rechtsverhéltnis anwendbar ist.

Art. 145a67

1 Ob eine Forderung durch einen Titel in Papier- oder gleichwertiger
Form vertreten und mittels dieses Titels Ubertragen wird, bestimmt
das darin bezeichnete Recht. Ist im Titel kein Recht bezeichnet, so
gilt das Recht des Staates, in dem der Aussteller seinen Sitz oder,
wenn ein solcher fehlt, seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.

2 Betreffend dingliche Rechte an einem physischen Titel bleiben die
Bestimmungen des siebten Kapitels vorbehalten.

Art. 146

1 Der Ubergang einer Forderung kraft Gesetzes untersteht dem Recht
des zugrundeliegenden Rechtsverhéltnisses zwischen altem und
neuem Glaubiger oder, wenn ein solches fehlt, dem Recht der Forde-
rung.

2 \Vorbehalten sind die Bestimmungen des Rechts der Forderung, die
den Schuldner schitzen.

67 Eingefiigt durch Ziff. | 3 des BG vom 25. Sept. 2020 zur Anpassung des Bundesrechts
an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer Register, in Kraft seit
1. Febr. 2021 (AS 2021 33; BBI 2020 233).
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111. Wahrung

IV. Verjéhrung
und Erldschen
einer Forderung

Art. 147

1 Was unter einer Wéhrung zu verstehen ist, bestimmt das Recht des
Staates, dessen Wahrung in Frage steht.

2 Die Wirkungen einer Wéhrung auf die Hohe einer Schuld unter-
stehen dem Recht, das auf die Schuld anwendbar ist.

3 In welcher Wéhrung zu zahlen ist, richtet sich nach dem Recht des
Staates, in dem die Zahlung zu erfolgen hat.

Art. 148

1 Verjéhrung und Erléschen einer Forderung unterstehen dem auf die
Forderung anwendbaren Recht.

2 Bei der Verrechnung untersteht das Erléschen dem Recht der For-
derung, deren Tilgung mit der Verrechnung bezweckt ist.

3 Die Neuerung, der Erlass- und der Verrechnungsvertrag richten
sich nach den Bestimmungen dieses Gesetzes uiber das auf Vertrage
anwendbare Recht (Art. 116 ff.).

5. Abschnitt: Auslandische Entscheidungen

Art. 149

1 Ausléndische Entscheidungen uber obligationenrechtliche Anspru-
che werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie im Staat ergangen
sind:

a. in dem der Beklagte seinen Wohnsitz hatte, oder

b. in dem der Beklagte seinen gewdhnlichen Aufenthalt hatte
und die Anspriiche mit einer Tatigkeit an diesem Ort zusam-
menhéngen.

2 Eine ausléndische Entscheidung wird ferner anerkannt:

a.68 wenn sie eine vertragliche Leistung betrifft, im Staat der Er-
fullung der charakteristischen Leistung ergangen ist und der
Beklagte seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz hatte;

b. wenn sie Anspriiche aus Vertrdgen mit Konsumenten betrifft
und am Wohnsitz oder am gewoéhnlichen Aufenthalt des
Konsumenten ergangen ist, und die Voraussetzungen von
Artikel 120 Absatz 1 erfiillt sind;

68  Fassung gemass Art. 3 Ziff. 3 des BB vom 11. Dez. 2009 (Genehmigung und Umset-
zung des Lugano-Ubereink.), in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 5601; BBI 2009 1777).
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1. Begriff

11. Zustandigkeit

c. wenn sie Anspriiche aus einem Arbeitsvertrag betrifft, am
Arbeits- oder Betriebsort ergangen ist und der Arbeitnehmer
seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz hatte;

d. wenn sie Anspriiche aus dem Betrieb einer Niederlassung
betrifft und am Sitz dieser Niederlassung ergangen ist;

e. wenn sie Anspriiche aus ungerechtfertigter Bereicherung be-
trifft, am Handlungs- oder am Erfolgsort ergangen ist und
der Beklagte seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz hatte, o-
der

f.  wenn sie Anspriiche aus unerlaubter Handlung betrifft, am
Handlungs- oder am Erfolgsort ergangen ist und der Beklag-
te seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz hatte.

9a. Kapitel:62 Trusts

Art. 149a

Als Trusts gelten rechtsgeschéftlich errichtete Trusts im Sinne des
Haager Ubereinkommens vom 1. Juli 198570 {iber das auf Trusts
anzuwendende Recht und U{ber ihre Anerkennung, unabhéngig
davon, ob sie im Sinne von Artikel 3 des Ubereinkommens schrift-
lich nachgewiesen sind.

Art. 149b

1In trustrechtlichen Angelegenheiten ist die Gerichtsstandswahl
gemdss den Bestimmungen des Trusts massgebend. Die Wahl oder
eine Erméchtigung dazu in den Bestimmungen ist nur zu beachten,
wenn sie schriftlich erfolgt ist oder in einer anderen Form, die ihren
Nachweis durch Text ermdglicht. Ist nichts anderes bestimmt, so ist
das bezeichnete Gericht ausschliesslich zustandig. Artikel 5 Absatz 2
gilt sinngemass.

2 Das bezeichnete Gericht darf seine Zustandigkeit nicht ablehnen,
wenn:

a. eine Partei, der Trust oder ein Trustee Wohnsitz, gewdhn-
lichen Aufenthalt oder eine Niederlassung im Kanton dieses
Gerichts hat, oder

b. ein Grossteil des Trustvermdgens sich in der Schweiz befin-
det.

69 Eingefiigt durch Art. 2 des BB vom 20. Dez. 2006 tiber die Genehmigung und
Umsetzung des Haager Ubereink. tber das auf Trusts anzuwendende Recht und tiber
ihre Anerkennung, in Kraft seit 1. Juli 2007 (AS 2007 2849; BBI 2006 551).

70 SR 0.221.371
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3 Fehlt eine giiltige Gerichtsstandswahl oder ist nach ihr das be-
zeichnete Gericht nicht ausschliesslich zustandig, so sind die
schweizerischen Gerichte zustandig:

a. am Wohnsitz oder, wenn ein solcher fehlt, am gewthnlichen
Aufenthalt der beklagten Partei;

b. am Sitz des Trusts; oder

c. fir Klagen aufgrund der Tatigkeit einer Niederlassung in der
Schweiz, am Ort dieser Niederlassung.

4 Bei Streitigkeiten tber die Verantwortlichkeit infolge 6ffentlicher
Ausgabe von Beteiligungspapieren und Anleihen kann ausserdem
bei den schweizerischen Gerichten am Ausgabeort geklagt werden.
Diese Zustandigkeit kann durch eine Gerichtsstandswahl nicht aus-
geschlossen werden.

Art. 149c

1Fir das auf Trusts anwendbare Recht gilt das Haager Uberein-
kommen vom 1. Juli 198571 (ber das auf Trusts anzuwendende
Recht und Gber ihre Anerkennung.

2 Das vom Ubereinkommen bezeichnete anwendbare Recht ist auch
dort massgebend, wo nach Artikel 5 des Ubereinkommens dieses
nicht anzuwenden ist oder wo nach Artikel 13 des Ubereinkommens
keine Verpflichtung zur Anerkennung eines Trusts besteht.

Art. 149d

1 Bei Trustvermogen, das auf den Namen von Trustees im Grund-
buch, im Schiffsregister oder im Luftfahrzeugbuch eingetragen ist,
kann auf das Trustverhéltnis durch eine Anmerkung hingewiesen
werden.

2 Trustverhéltnisse, die in der Schweiz registrierte Immaterialgiter-
rechte betreffen, werden auf Antrag im jeweiligen Register eingetra-
gen.

3 Ein nicht angemerktes oder eingetragenes Trustverhaltnis ist gut-
glaubigen Dritten gegeniiber unwirksam.

Art. 149e

1 Ausléndische Entscheidungen in trustrechtlichen Angelegenheiten
werden in der Schweiz anerkannt, wenn:

a. sie von einem nach Artikel 149b Absatz 1 giiltig bezeichne-
ten Gericht getroffen worden sind;

71 SR0.221.371
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b. sie im Staat ergangen sind, in dem die beklagte Partei ihren
Wohnsitz, ihren gewohnlichen Aufenthalt oder ihre Nieder-
lassung hatte;

c. sie im Staat ergangen sind, in dem der Trust seinen Sitz hat-
te;

d. sie im Staat ergangen sind, dessen Recht der Trust untersteht,
oder

e. sie im Staat anerkannt werden, in dem der Trust seinen Sitz
hat, und die beklagte Partei ihren Wohnsitz nicht in der
Schweiz hatte.

2 Fir auslandische Entscheidungen tber Anspriiche aus offentlicher
Ausgabe von Beteiligungspapieren und Anleihen aufgrund von
Prospekten, Zirkularen und &hnlichen Bekanntmachungen gilt sinn-
gemass Artikel 165 Absatz 2.

10. Kapitel: Gesellschaftsrecht

Art. 150

I. Begriffe 1 Als Gesellschaften im Sinne dieses Gesetzes gelten organisierte
Personenzusammenschliisse und organisierte Vermdgenseinheiten.

2 Fir einfache Gesellschaften, die sich keine Organisation gegeben
haben, gilt das auf Vertrdge anwendbare Recht (Art. 116 ff.).

Art. 151

Il Zustandigkeit 1 In gesellschaftsrechtlichen Streitigkeiten sind die schweizerischen

1. Grundsatz Gerichte am Sitz der Gesellschaft zustandig fir Klagen gegen die
Gesellschaft, die Gesellschafter oder die aus gesellschaftsrechtlicher
Verantwortlichkeit haftenden Personen.

2 Fur Klagen gegen einen Gesellschafter oder gegen eine aus gesell-
schaftsrechtlicher Verantwortlichkeit haftende Person sind auch die
schweizerischen Gerichte am Wohnsitz oder, wenn ein solcher fehlt,
diejenigen am gewdhnlichen Aufenthalt des Beklagten zustandig.

3Fur Klagen aus Verantwortlichkeit infolge offentlicher Ausgabe
von Beteiligungspapieren und Anleihen sind ausserdem die schwei-
zerischen Gerichte am Ausgabeort zustindig. Diese Zustandigkeit
kann durch eine Gerichtsstandsvereinbarung nicht ausgeschlossen
werden.

4 72

72 Eingefiigt durch Anhang 1 Ziff. Il 18 der Zivilprozessordnung vom 19. Dez. 2008
(AS 2010 1739; BBI 2006 7221). Aufgehoben durch Ziff. 1l 2 des BG vom
28. Sept. 2012, mit Wirkung seit 1. Mai 2013 (AS 2013 1103; BBI 2011 6873).
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Art. 152

Fur Klagen gegen die nach Artikel 159 haftenden Personen oder
gegen die auslandische Gesellschaft, fiir die sie handeln, sind zustan-
dig:
a. die schweizerischen Gerichte am Wohnsitz oder, wenn ein
solcher fehlt, diejenigen am gewdhnlichen Aufenthalt des
Beklagten, oder

b. die schweizerischen Gerichte am Ort, an dem die Gesell-
schaft tatsachlich verwaltet wird.

Art. 153

Fur Massnahmen zum Schutze des in der Schweiz gelegenen Vermo-
gens von Gesellschaften mit Sitz im Ausland sind die schweizeri-
schen Gerichte oder Behdrden am Ort des zu schiitzenden Vermo-
genswertes zustandig.

Art. 154

1 Gesellschaften unterstehen dem Recht des Staates, nach dessen
Vorschriften sie organisiert sind, wenn sie die darin vorgeschriebe-
nen Publizitats- oder Registrierungsvorschriften dieses Rechts erfil-
len oder, falls solche VVorschriften nicht bestehen, wenn sie sich nach
dem Recht dieses Staates organisiert haben.

2 Erfillt eine Gesellschaft diese Voraussetzungen nicht, so untersteht
sie dem Recht des Staates, in dem sie tatsachlich verwaltet wird.

Art. 155

Unter Vorbehalt der Artikel 156-161 bestimmt das auf die Gesell-
schaft anwendbare Recht insbesondere:

a. die Rechtsnatur;
die Entstehung und den Untergang;
die Rechts- und Handlungsfahigkeit;

b
c
d. den Namen oder die Firma;
e. die Organisation;

f

die internen Beziehungen, namentlich diejenigen zwischen
der Gesellschaft und ihren Mitgliedern;

g. die Haftung aus Verletzung gesellschaftsrechtlicher Vor-
schriften;

h.  die Haftung fir ihre Schulden;

i. die Vertretung der aufgrund ihrer Organisation handelnden
Personen.
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Art. 156

Anspriiche aus 6ffentlicher Ausgabe von Beteiligungspapieren und
Anleihen aufgrund von Prospekten, Zirkularen und &hnlichen Be-
kanntmachungen kénnen nach dem auf die Gesellschaft anwendba-
ren Recht oder nach dem Recht des Staates geltend gemacht werden,
in dem die Ausgabe erfolgt ist.

Art. 157

1 Wird in der Schweiz der Name oder die Firma einer im schweizeri-
schen Handelsregister eingetragenen Gesellschaft verletzt, so richtet
sich deren Schutz nach schweizerischem Recht.

2 1st eine Gesellschaft nicht im schweizerischen Handelsregister ein-
getragen, so richtet sich der Schutz ihres Namens oder ihrer Firma
nach dem auf den unlauteren Wettbewerb (Art. 136) oder nach dem
auf die Personlichkeitsverletzung anwendbaren Recht (Art. 132, 133
und 139).

Art. 158

Eine Gesellschaft kann sich nicht auf die Beschrankung der Vertre-
tungsbefugnis eines Organs oder eines Vertreters berufen, die dem
Recht des Staates des gewohnlichen Aufenthalts oder der Niederlas-
sung der anderen Partei unbekannt ist, es sei denn, die andere Partei
habe diese Beschrankung gekannt oder hatte sie kennen miissen.

Art. 159

Werden die Geschéafte einer Gesellschaft, die nach auslandischem
Recht gegriindet worden ist, in der Schweiz oder von der Schweiz
aus gefiihrt, so untersteht die Haftung der fir sie handelnden Perso-
nen schweizerischem Recht.

Art. 160

1 Eine Gesellschaft mit Sitz im Ausland kann in der Schweiz eine
Zweigniederlassung haben. Diese untersteht schweizerischem Recht.

2 Die Vertretungsmacht einer solchen Zweigniederlassung richtet
sich nach schweizerischem Recht. Mindestens eine zur Vertretung
befugte Person muss in der Schweiz Wohnsitz haben und im Han-
delsregister eingetragen sein.

3 Der Bundesrat erlasst die naheren Vorschriften tber die Pflicht zur
Eintragung in das Handelsregister.
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2. Verlegung
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Art. 161

1 Eine ausléndische Gesellschaft kann sich ohne Liquidation und
Neugrindung dem schweizerischen Recht unterstellen, wenn das
ausléndische Recht es gestattet, die Gesellschaft die VVoraussetzun-
gen des auslandischen Rechts erfiillt und die Anpassung an eine
schweizerische Rechtsform mdglich ist.

2 Der Bundesrat kann die Unterstellung unter das schweizerische
Recht auch ohne Beriicksichtigung des auslandischen Rechts zulas-
sen, insbesondere wenn erhebliche schweizerische Interessen es
erfordern.

Art. 162

1 Eine Gesellschaft, die nach schweizerischem Recht eintragungs-
pflichtig ist, untersteht schweizerischem Recht, sobald sie nachweist,
dass sie den Mittelpunkt der Geschéftstatigkeit in die Schweiz ver-
legt und sich dem schweizerischen Recht angepasst hat.

2 Eine Gesellschaft, die nach schweizerischem Recht nicht eintra-
gungspflichtig ist, untersteht dem schweizerischen Recht, sobald der
Wille, dem schweizerischen Recht zu unterstehen, deutlich erkenn-
bar ist, eine genligende Beziehung zur Schweiz besteht und die
Anpassung an das schweizerische Recht erfolgt ist.

3 Eine Kapitalgesellschaft hat vor der Eintragung durch den Bericht
eines zugelassenen Revisionsexperten im Sinne des Revisions-
aufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 200575 nachzuweisen, dass ihr
Grundkapital nach schweizerischem Recht gedeckt ist.76

Art. 16377

1 Eine schweizerische Gesellschaft kann sich ohne Liquidation und
Neugrindung dem ausléndischen Recht unterstellen, wenn die
Voraussetzungen nach schweizerischem Recht erfiillt sind und sie
nach dem ausléndischen Recht fortbesteht.

2 Die Glaubiger sind unter Hinweis auf die bevorstehende Anderung
des Gesellschaftsstatuts 6ffentlich zur Anmeldung ihrer Forderungen

73 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

74 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

75 SR 221.302

76 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des BG vom 16. Dez. 2005 (GmbH-Recht sowie Anpas-
sungen im Aktien-, Genossenschafts-, Handelsregister- und Firmenrecht), in Kraft seit
1. Jan. 2008 (AS 2007 4791; BBI 2002 3148, 2004 3969).

77 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).
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3. Fusion
a. Fusion vom
Ausland in die
Schweiz

b. Fusion von
der Schweiz
ins Ausland

aufzufordern. Artikel 46 des Fusionsgesetzes vom 3. Oktober 200378
findet sinngemdss Anwendung.

3 Die Bestimmungen ber vorsorgliche Schutzmassnahmen im Falle
internationaler Konflikte im Sinne von Artikel 61 des Landesversor-
gungsgesetzes vom 8. Oktober 198279 sind vorbehalten.

Art. 163a80

1 Eine schweizerische Gesellschaft kann eine auslandische Gesell-
schaft bernehmen (Immigrationsabsorption) oder sich mit ihr zu
einer neuen schweizerischen Gesellschaft zusammenschliessen
(Immigrationskombination), wenn das auf die auslandische Gesell-
schaft anwendbare Recht dies gestattet und dessen Voraussetzungen
erfullt sind.

2 Im Ubrigen untersteht die Fusion dem schweizerischen Recht.

Art. 163b8!

1 Eine ausléndische Gesellschaft kann eine schweizerische Gesell-
schaft ibernehmen (Emigrationsabsorption) oder sich mit ihr zu
einer neuen auslandischen Gesellschaft zusammenschliessen (Emig-
rationskombination), wenn die schweizerische Gesellschaft nach-
weist, dass:

a. mit der Fusion ihre Aktiven und Passiven auf die auslandi-
sche Gesellschaft ubergehen; und

b. die Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte in der ausléndischen
Gesellschaft angemessen gewahrt bleiben.

2 Die schweizerische Gesellschaft hat alle VVorschriften des schwei-
zerischen Rechts zu erfillen, die fir die Ubertragende Gesellschaft
gelten.

3 Die Glaubiger sind unter Hinweis auf die bevorstehende Fusion in
der Schweiz o6ffentlich zur Anmeldung ihrer Anspriche aufzufor-
dern. Artikel 46 des Fusionsgesetzes vom 3. Oktober 200382 findet
sinngemass Anwendung.

41m Ubrigen untersteht die Fusion dem Recht der iibernehmenden
ausléndischen Gesellschaft.

78 SR 221.301

79 [AS 1983 931, 1992 288 Anhang Ziff. 24, 1995 1018 1794, 1996 3371 Anhang 2 Ziff. 1,
2001 1439, 2006 2197 Anhang Ziff. 48, 2010 1881 Anhang 1 Ziff. 11 18, 2012 3655
Ziff. 115. AS 2017 3097 Anhang 2 Ziff. I]. Siehe heute: das Landesversorgungsgesetz
vom 17. Juni 2016 (SR 531).

80  Eingefiigt durch Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

81 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

82 SR 221.301
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Art. 163c83

1 Der Fusionsvertrag hat den zwingenden gesellschaftsrechtlichen
Vorschriften der auf die beteiligten Gesellschaften anwendbaren
Rechte mit Einschluss der Formvorschriften zu entsprechen.

2 |m Ubrigen untersteht der Fusionsvertrag dem von den Parteien
gewahlten Recht. Bei Fehlen einer Rechtswahl untersteht der Fusi-
onsvertrag dem Recht des Staates, mit dem er am engsten zusam-
menhangt. Es wird vermutet, der engste Zusammenhang bestehe mit
dem Staat, dessen Rechtsordnung die Ubernehmende Gesellschaft
untersteht.

Art. 163d84

1 Auf die Spaltung und die Vermdgensubertragung, an welchen eine
schweizerische und eine auslandische Gesellschaft beteiligt sind,
finden die Vorschriften dieses Gesetzes iber die Fusion sinngemass
Anwendung. Artikel 163b Absatz 3 findet keine Anwendung auf die
Vermdgensibertragung.

2 Im Ubrigen unterstehen die Spaltung und die Vermdgensiibertra-
gung dem Recht der sich spaltenden oder der ihr Vermogen auf
einen anderen Rechtstrdger Ubertragenden Gesellschaft.

3 Auf den Spaltungsvertrag findet unter den Voraussetzungen von
Artikel 163c Absatz 2 vermutungsweise das Recht der sich spalten-
den Gesellschaft Anwendung. Das gilt sinngemdss auch fiir den
Ubertragungsvertrag.

Art. 16485

1 Eine im schweizerischen Handelsregister eingetragene Gesellschaft
kann nur geléscht werden, wenn durch einen Bericht eines zugelas-
senen Revisionsexperten bestatigt wird, dass die Forderungen der
Gléaubiger im Sinne von Artikel 46 des Fusionsgesetzes vom
3. Oktober 200386 sichergestellt oder erfillt worden sind oder dass
die Glaubiger mit der Léschung einverstanden sind.87

2 Ubernimmt eine auslandische Gesellschaft eine schweizerische,
schliesst sie sich mit ihr zu einer neuen auslandischen Gesellschaft

83  Eingefiigt durch Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

84 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

85 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

86 SR 221.301

87 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des BG vom 16. Dez. 2005 (GmbH-Recht sowie
Anpassungen im Aktien-, Genossenschafts-, Handelsregister- und Firmenrecht), in Kraft
seit 1. Jan. 2008 (AS 2007 4791; BBI 2002 3148, 2004 3969).
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VII. Aus-
landische Ent-
scheidungen92

zusammen oder spaltet sich eine schweizerische Gesellschaft in
auslandische Gesellschaften auf, so muss tberdies:

a. nachgewiesen werden, dass die Fusion oder die Spaltung
gemdss dem auf die ausléndische Gesellschaft anwendbaren
Recht rechtsgliltig geworden ist; und

b.88 ein zugelassener Revisionsexperte bestatigen, dass die aus-
landische Gesellschaft den anspruchsberechtigten Gesell-
schaftern der schweizerischen Gesellschaft die Anteils- oder
Mitgliedschaftsrechte eingerdumt oder eine allféllige Aus-
gleichszahlung oder Abfindung ausgerichtet oder sicherge-
stellt hat.

Art. 164a89

1 Ubernimmt eine auslandische Gesellschaft eine schweizerische,
schliesst sie sich mit ihr zu einer neuen auslandischen Gesellschaft
zusammen oder spaltet sich eine schweizerische Gesellschaft in
auslandische Gesellschaften auf, so kann die Klage auf Uberpriifung
der Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte geméss Artikel 105 des
Fusionsgesetzes vom 3. Oktober 2003% auch am schweizerischen
Sitz des ubertragenden Rechtstragers erhoben werden.

2 Der bisherige Betreibungsort und Gerichtsstand in der Schweiz
bleibt bestehen, bis die Forderungen der Glaubiger oder Anteilsin-
haber sichergestellt oder befriedigt sind.

Art. 164b91

Die Unterstellung einer ausléandischen Gesellschaft unter eine andere
ausléndische Rechtsordnung und die Fusion, Spaltung und Vermo-
gensiibertragung zwischen auslandischen Gesellschaften werden in
der Schweiz als gultig anerkannt, wenn sie nach den beteiligten
Rechtsordnungen gtiltig sind.

Art. 165

1 Ausléndische Entscheidungen (ber gesellschaftsrechtliche Ansprii-
che werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie im Staat ergangen
sind:

88 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des BG vom 16. Dez. 2005 (GmbH-Recht sowie
Anpassungen im Aktien-, Genossenschafts-, Handelsregister- und Firmenrecht), in Kraft
seit 1. Jan. 2008 (AS 2007 4791; BBI 2002 3148, 2004 3969).

89 Eingefiigt durch Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

% SR 221.301

91  Eingefiigt durch Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).

92 Fassung gemass Anhang Ziff. 4 des Fusionsgesetzes vom 3. Okt. 2003, in Kraft seit
1. Juli 2004 (AS 2004 2617; BBI 2000 4337).
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a. in dem die Gesellschaft ihren Sitz hat, oder wenn sie dort an-
erkannt werden und der Beklagte seinen Wohnsitz nicht in
der Schweiz hatte, oder

b. in dem der Beklagte seinen Wohnsitz oder seinen gewohn-
lichen Aufenthalt hat.

2 Ausléndische Entscheidungen (ber Anspriiche aus o6ffentlicher
Ausgabe von Beteiligungspapieren und Anleihen aufgrund von Pro-
spekten, Zirkularen und &hnlichen Bekanntmachungen werden in der
Schweiz anerkannt, wenn sie im Staat ergangen sind, in dem der
Ausgabeort der Beteiligungspapiere oder Anleihen liegt und der
Beklagte seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz hatte.

11. Kapitel: Konkurs und Nachlassvertrag

Art. 1669

1Ein ausléndisches Konkursdekret wird auf Antrag der ausléndi-
schen Konkursverwaltung, des Schuldners oder eines Konkursglau-
bigers anerkannt, wenn:

a. das Dekret im Staat, in dem es ergangen ist, vollstreckbar ist;
b. kein Verweigerungsgrund nach Artikel 27 vorliegt; und

c. esergangen ist:
1. im Wohnsitzstaat des Schuldners, oder

2. im Staat des Mittelpunktes der hauptséchlichen Interes-
sen des Schuldners, vorausgesetzt, dieser hatte im Zeit-
punkt der Eréffnung des auslandischen Verfahrens sei-
nen Wohnsitz nicht in der Schweiz.

2 Hat der Schuldner eine Zweigniederlassung in der Schweiz, so ist
ein Verfahren nach Artikel 50 Absatz 1 des Bundesgesetzes vom
11. April 18899% (iber Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) bis
zur Veroffentlichung der Anerkennung nach Artikel 169 dieses
Gesetzes zulassig.

3 Ist ein Verfahren nach Artikel 50 Absatz 1 SchKG bereits erdffnet
und die Frist nach Artikel 250 SchKG nicht abgelaufen, so wird
dieses Verfahren nach der Anerkennung des auslandischen Kon-
kursdekrets eingestellt. Bereits angemeldete Forderungen werden
nach Massgabe von Artikel 172 in den Kollokationsplan des Hilfs-
konkursverfahrens aufgenommen. Die aufgelaufenen Verfahrenskos-
ten werden dem Hilfskonkursverfahren zugeschlagen.

Fassung gemass Ziff. | des BG vom 16. Méarz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).

SR 281.1
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11. Verfahren
1. Zustandigkeit
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3. Veroffent-
lichung

111. Rechtsfolgen

1. Im

Allgemeinen

95

96

97
98

99
100

Art. 167

1 Hat der Schuldner in der Schweiz eine im Handelsregister einge-
tragene Zweigniederlassung, so ist der Antrag auf Anerkennung des
ausléndischen Konkursdekrets an das zustandige Gericht an ihrem
Sitz zu richten. In allen anderen Féllen ist der Antrag an das Gericht
am Ort des Vermdgens in der Schweiz zu richten. Artikel 29 ist
sinngemass anwendbar.95

2 Hat der Schuldner mehrere Zweigniederlassungen oder befindet
sich Vermdgen an mehreren Orten, so ist das zuerst angerufene
Gericht zustandig.96

3 Forderungen des Gemeinschuldners gelten als dort gelegen, wo der
Schuldner des Gemeinschuldners seinen Wohnsitz hat.

Art. 168

Sobald die Anerkennung des auslédndischen Konkursdekrets bean-
tragt ist, kann das Gericht auf Begehren des Antragstellers die si-
chernden Massnahmen nach den Artikeln 162-165 und 170
SchKG97 98 anordnen.

Art. 169

1 Die Entscheidung Uber die Anerkennung des auslandischen Kon-
kursdekrets wird veroffentlicht.

2 Diese Entscheidung wird dem Betreibungsamt, dem Konkursamt,
dem Grundbuchamt und dem Handelsregister am Ort des Vermdgens
sowie gegebenenfalls dem eidgendssischen Institut fiir geistiges
Eigentum®® mitgeteilt. Das Gleiche gilt fir den Abschluss und die
Einstellung des Hilfskonkursverfahrens, fir den Widerruf des Kon-
kurses sowie fur den Verzicht auf die Durchfiihrung eines Hilfskon-
kursverfahrens.100

Art. 170

1 Die Anerkennung des auslandischen Konkursdekrets zieht, soweit
dieses Gesetz nichts anderes vorsieht, fur das in der Schweiz gelege-

Fassung gemass Ziff. | des BG vom 16. Mérz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).
Fassung gemass Ziff. | des BG vom 16. Marz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).

SR 281.1

Ausdruck geméss Ziff. | des BG vom 16. Méarz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019

(AS 2018 3263; BBI 2017 4125). Die And. wurde im ganzen Text berlcksichtigt.
Bezeichnung gemass nicht verdffentlichtem BRB vom 19. Dez. 1997.

Fassung des Satzes gemass Ziff. | des BG vom 16. Marz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).
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2. Anfechtungs-

klage

3. Kollokations-

plan

ne Vermdgen des Schuldners die konkursrechtlichen Folgen des
schweizerischen Rechts nach sich.

2 Die Fristen nach schweizerischem Recht beginnen mit der Ver-
offentlichung der Entscheidung uber die Anerkennung.

3 Der Konkurs wird im summarischen Verfahren durchgefiihrt,
sofern nicht die ausléndische Konkursverwaltung oder ein Glaubiger
nach Artikel 172 Absatz 1 vor der Verteilung des Erldses beim
Konkursamt das ordentliche Verfahren verlangt und fiir die voraus-
sichtlich ungedeckten Kosten hinreichende Sicherheit leistet.101

Art. 171
1 Die Anfechtungsklage untersteht den Artikeln 285-292 SchKG102,

Sie kann auch durch die auslandische Konkursverwaltung oder durch
einen dazu berechtigten Konkursglaubiger erhoben werden.

2 Massgebend fiir die Berechnung der Fristen nach den Artikeln
285-288a und 292 SchKG ist der Zeitpunkt der auslandischen Kon-
kurser6ffnung.103

Art. 172
11n den Kollokationsplan werden nur aufgenommen:

a. die pfandgesicherten Forderungen nach Artikel 219
SchKG104:

b. die nicht pfandgesicherten, aber privilegierten Forderungen
von Glaubigern mit Wohnsitz in der Schweiz; und

c. die Forderungen aus Verbindlichkeiten, die auf Rechnung
einer im Handelsregister eingetragenen Zweigniederlassung
des Schuldners eingegangen worden sind.105

2 Zur Kollokationsklage nach Artikel 250 SchKG sind nur Glaubiger
nach Absatz 1 sowie die auslédndische Konkursverwaltung berech-
tigt.106

3 Ist ein Glaubiger in einem ausléndischen Verfahren, das mit dem
Konkurs in Zusammenhang steht, teilweise befriedigt worden, so ist

101 Fassung gemass Ziff. | des BG vom 16. Marz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019

102
103

104
105

106
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(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).

SR 281.1

Eingefligt durch Ziff. | des BG vom 16. Mérz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).

SR 281.1

Fassung gemass Ziff. | des BG vom 16. Mérz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).

Fassung gemass Ziff. | des BG vom 16. Méarz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).
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4. Verteilung

a. Anerkennung
des auslandi-
schen Kollokati-
onsplanes

b. Nichtaner-
kennung des aus-
landischen
Kollokations-
planes

5. Verzicht auf
Durchfilhrung

eines Hilfskon-
kursverfahrens

107 SR 281.1

dieser Teil nach Abzug der ihm entstandenen Kosten im schweizeri-
schen Verfahren auf die Konkursdividende anzurechnen.

Art. 173

1 Bleibt nach Befriedigung der Glaubiger geméass Artikel 172 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes ein Uberschuss, so wird dieser der auslandi-
schen Konkursverwaltung oder den berechtigten Konkursglaubigern
zur Verfligung gestellt.

2 Der Uberschuss darf erst zur Verfiigung gestellt werden, wenn der
auslandische Kollokationsplan anerkannt worden ist.

3 Fur die Anerkennung des auslandischen Kollokationsplanes ist das
schweizerische Gericht zusténdig, welches das ausléndische Kon-
kursdekret anerkannt hat. Es Uberprift insbesondere, ob die Forde-
rungen von Glaubigern mit Wohnsitz in der Schweiz im ausléndi-
schen Kollokationsplan angemessen beriicksichtigt worden sind.
Diese Glaubiger werden angehdrt.

Art. 174

L Wird der auslandische Kollokationsplan nicht anerkannt, so ist ein
Uberschuss an die Glaubiger der dritten Klasse mit Wohnsitz in der
Schweiz gemass Artikel 219 Absatz 4 SchKG107 zu verteilen.108

2 Das Gleiche gilt, wenn der Kollokationsplan nicht innert der vom
Richter angesetzten Frist zur Anerkennung vorgelegt wird.

Art. 174109

1 Auf Antrag der auslandischen Konkursverwaltung kann auf die
Durchfiihrung eines Hilfskonkursverfahrens verzichtet werden, wenn
keine Forderungen nach Artikel 172 Absatz 1 angemeldet wurden.

2 Haben Glaubiger, die ihren Wohnsitz in der Schweiz haben, andere
als die in Artikel 172 Absatz 1 erwédhnten Forderungen angemeldet,
so kann das Gericht auf die Durchfiihrung eines Hilfskonkursverfah-
rens verzichten, wenn die Forderungen dieser Glaubiger im auslandi-
schen Verfahren angemessen berlcksichtigt werden. Diese Glaubi-
ger werden angehort.

3 Das Gericht kann den Verzicht mit Bedingungen und Auflagen
versehen.

108  Fassung gemass Anhang Ziff. 22 des BG vom 16. Dez. 1994, in Kraft seit 1. Jan. 1997
(AS 1995 1227; BBI 1991 111 1).

109 Eingefiigt durch Ziff. | des BG vom 16. Marz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).
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111bis, Koordi-
nation

Iliter. Anerken-
nung auslandi-
scher Entschei-
dungen Uber
Anfechtungs-
anspriiche und
ahnlicher
Entscheidungen

V. Anerken-
nung aus-
landischer
Nachlassvertrage
und &hnlicher
Verfahren

1. Geltungs-
bereich. Sitz des
Schiedsgerichts

4 Wird auf die Durchfiihrung eines Hilfskonkursverfahrens verzich-
tet, so darf die ausléndische Konkursverwaltung unter Beachtung des
schweizerischen Rechts samtliche Befugnisse austiben, die ihr nach
dem Recht des Staates der Konkurser6ffnung zustehen; sie darf
insbesondere Vermdgenswerte ins Ausland verbringen und Prozesse
fiihren. Diese Befugnisse umfassen nicht die Vornahme hoheitlicher
Handlungen, die Anwendung von Zwangsmitteln oder das Recht,
Streitigkeiten zu entscheiden.

Art. 174b110

Bei Verfahren, die in einem sachlichen Zusammenhang stehen,
kénnen die beteiligten Behdrden und Organe ihre Handlungen unter-
einander sowie mit auslandischen Behdrden und Organen koordinie-
ren.

Art. 174c111

Ausléandische Entscheidungen {ber Anfechtungsanspriiche und
andere glaubigerschadigende Handlungen, die in einem engen Zu-
sammenhang mit einem in der Schweiz anerkannten Konkursdekret
stehen, werden nach den Artikeln 25-27 anerkannt, wenn sie im
Ursprungsstaat des Konkursdekrets ergangen sind oder in diesem
Staat anerkannt werden und der Beklagte seinen Wohnsitz nicht in
der Schweiz hatte.

Art. 175

Eine von der zustdndigen ausléndischen Behdrde ausgesprochene
Genehmigung eines Nachlassvertrages oder eines dhnlichen Verfah-
rens wird in der Schweiz anerkannt. Die Artikel 166-170 und 174a—
174c gelten sinngeméss.12 Die Gldubiger mit Wohnsitz in der
Schweiz werden angehort.

12. Kapitel: Internationale Schiedsgerichtsbarkeit

Art. 176

1 Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten fiir Schiedsgerichte mit
Sitz in der Schweiz, sofern wenigstens eine Partei der Schiedsver-

110 Eingefiigt durch Ziff. | des BG vom 16. Mérz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).

111 Eingefiigt durch Ziff. | des BG vom 16. Marz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).

112 Fassung des Satzes gemiss Ziff. | des BG vom 16. Marz 2018, in Kraft seit 1. Jan. 2019
(AS 2018 3263; BBI 2017 4125).
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I1. Schiedsfahig-

keit

111. Schieds-

vereinbarung
und Schieds-
klausel117

einbarung beim Abschluss ihren Wohnsitz, ihren gewohnlichen
Aufenthalt oder ihren Sitz nicht in der Schweiz hatte.113

2 Die Parteien kdnnen die Geltung dieses Kapitels durch eine Erkla-
rung in der Schiedsvereinbarung oder in einer spateren Ubereinkunft
ausschliessen und die Anwendung des dritten Teils der ZPO14
vereinbaren. Die Erklarung bedarf der Form gemass Artikel 178
Absatz 1.115

3 Der Sitz des Schiedsgerichts wird von den Parteien oder der von
ihnen benannten  Schiedsgerichtsinstitution, andernfalls vom
Schiedsgericht!16 bezeichnet.

Art. 177

1 Gegenstand eines Schiedsverfahrens kann jeder vermdgensrecht-
liche Anspruch sein.

2]st eine Partei ein Staat, ein staatlich beherrschtes Unternehmen
oder eine staatlich kontrollierte Organisation, so kann sie nicht unter
Berufung auf ihr eigenes Recht ihre Parteifahigkeit im Schiedsver-
fahren oder die Schiedsfahigkeit einer Streitsache in Frage stellen,
die Gegenstand der Schiedsvereinbarung ist.

Art. 178

1 Die Schiedsvereinbarung hat schriftlich oder in einer anderen Form
zu erfolgen, die den Nachweis durch Text ermdglicht.118

2 Die Schiedsvereinbarung ist im Ubrigen giiltig, wenn sie dem von
den Parteien gewéhlten, dem auf die Streitsache, insbesondere dem
auf den Hauptvertrag anwendbaren oder dem schweizerischen Recht
entspricht.

3 Gegen eine Schiedsvereinbarung kann nicht eingewendet werden,
der Hauptvertrag sei ungltig oder die Schiedsvereinbarung beziehe
sich auf einen noch nicht entstandenen Streit.

113 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

114 SR 272

115 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

116 Ausdruck gemdss Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

117 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

118 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

59



291

Internationales Privatrecht

4 Fur eine Schiedsklausel, die in einem einseitigen Rechtsgeschaft
oder in Statuten vorgesehen ist, gelten die Bestimmungen dieses

Kapitels sinngemass.119

Art. 179120
o gﬂiﬁg'i’edef 1 Die Mitglieder des Schiedsgerichts werden gemdss Vereinbarung
gerichts — der Parteien ernannt oder ersetzt. Haben die Parteien nichts anderes

1. Ernennung
und Ersetzung

2. Ablehnung
a. Griindel2!

119
120
121

122

60

stimmig eine Présidentin oder einen Prasidenten.

2 Fehlt eine Vereinbarung oder kdnnen die Mitglieder des Schiedsge-
richts aus anderen Griinden nicht ernannt oder ersetzt werden, so
kann das staatliche Gericht am Sitz des Schiedsgerichts angerufen
werden. Haben die Parteien keinen Sitz bestimmt oder lediglich
vereinbart, dass der Sitz des Schiedsgerichts in der Schweiz liegt, ist

das zuerst angerufene staatliche Gericht zustandig.

3 Ist ein staatliches Gericht mit der Ernennung oder Ersetzung eines
Mitglieds des Schiedsgerichts betraut, so muss es diesem Begehren
stattgeben, es sei denn, eine summarische Priifung ergebe, dass

zwischen den Parteien keine Schiedsvereinbarung besteht.

4 Das staatliche Gericht trifft auf Antrag einer Partei die erforderli-
chen Massnahmen zur Bestellung des Schiedsgerichts, wenn die
Parteien oder Mitglieder des Schiedsgerichts ihren Pflichten nicht
innert 30 Tagen seit einer entsprechenden Aufforderung nachkom-

men.

51m Falle einer Mehrparteienschiedssache kann das staatliche Ge-

richt alle Mitglieder des Schiedsgerichts ernennen.

6 Eine Person, der ein Schiedsrichteramt angetragen wird, hat das
Vorliegen von Umsténden, die berechtigte Zweifel an ihrer Unab-
héngigkeit oder Unparteilichkeit wecken konnen, unverziglich
offenzulegen. Diese Pflicht bleibt wéhrend des ganzen Verfahrens

bestehen.

Art. 180
1 Ein Mitglied des Schiedsgerichts kann abgelehnt werden:122

Eingefligt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

vereinbart, besteht das Schiedsgericht aus drei Mitgliedern, wobei
die Parteien je ein Mitglied ernennen; die Mitglieder wéhlen ein-
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b. Verfahren

3. Abberufung

a. wenn es nicht den von den Parteien vereinbarten Anforde-
rungen entspricht;

b. wenn ein in der von den Parteien vereinbarten Verfah-
rensordnung enthaltener Ablehnungsgrund vorliegt, oder

c.123 wenn Umstande vorliegen, die Anlass zu berechtigten Zwei-
feln an seiner Unabhéngigkeit oder seiner Unparteilichkeit
geben.

2 Eine Partei kann ein Mitglied des Schiedsgerichts, das sie ernannt
hat oder an dessen Ernennung sie mitgewirkt hat, nur aus Griinden
ablehnen, von denen sie trotz gehdriger Aufmerksamkeit erst nach
dessen Ernennung Kenntnis erhalten hat.124

3,125

Art. 180a126

1 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart und ist das Schieds-
verfahren noch nicht abgeschlossen, so ist das Ablehnungsgesuch
schriftlich und begriindet innert 30 Tagen seit die gesuchstellende
Partei Kenntnis vom Ablehnungsgrund hat oder bei gehoriger Auf-
merksamkeit haben konnte an das abgelehnte Mitglied des Schieds-
gerichts zu richten und den Ubrigen Mitgliedern des Schiedsgerichts
mitzuteilen.

2 Die gesuchstellende Partei kann innert 30 Tagen seit Einreichung
des Ablehnungsgesuchs beim staatlichen Gericht die Ablehnung ver-
langen. Das staatliche Gericht entscheidet endgultig.

3 Wahrend des Ablehnungsverfahrens kann das Schiedsgericht das
Verfahren ohne Ausschluss des abgelehnten Mitglieds bis und mit
Entscheid weiterfuhren, sofern die Parteien nichts anderes vereinbart
haben.

Art. 180b127

1Jedes Mitglied des Schiedsgerichts kann durch Vereinbarung der
Parteien abberufen werden.

2 |st ein Mitglied des Schiedsgerichts ausser Stande, seine Aufgaben
innert nutzlicher Frist oder mit gehdriger Sorgfalt zu erfilllen, und

123 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
124 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
125 Aufgehoben durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, mit Wirkung seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
126 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
127 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
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V. Rechts-
héngigkeit

V1. Verfahren
1. Grundsatz

2. Vorsorgliche
und sichernde
Massnahmen

haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann eine Partei
schriftlich und begriindet beim staatlichen Gericht die Abberufung
verlangen. Das staatliche Gericht entscheidet endgltig.

Art. 181128

Das Schiedsverfahren ist hangig, sobald eine Partei mit einem
Rechtsbegehren das in der Schiedsvereinbarung bezeichnete Mit-
glied oder die darin bezeichneten Mitglieder des Schiedsgerichts
anruft oder, wenn die Vereinbarung kein Mitglied des Schiedsge-
richts bezeichnet, sobald eine Partei das Verfahren zur Bestellung
des Schiedsgerichts einleitet.

Art. 182

1 Die Parteien kénnen das schiedsgerichtliche Verfahren selber oder
durch Verweis auf eine schiedsgerichtliche Verfahrensordnung
regeln; sie kdnnen es auch einem Verfahrensrecht ihrer Wahl unter-
stellen.129

2 Haben die Parteien das Verfahren nicht selber geregelt, so wird die-
ses, soweit notig, vom Schiedsgericht festgelegt, sei es direkt, sei es
durch Bezugnahme auf ein Gesetz oder eine schiedsgerichtliche Ver-
fahrensordnung.

3 Unabhangig vom gewahlten Verfahren muss das Schiedsgericht in
allen Féllen die Gleichbehandlung der Parteien sowie ihren An-
spruch auf rechtliches Gehdr in einem kontradiktorischen Verfahren
gewdhrleisten.

4 Eine Partei, die das Schiedsverfahren fortsetzt, ohne einen erkann-
ten oder bei gehoriger Aufmerksamkeit erkennbaren Verstoss gegen
die Verfahrensregeln unverziglich zu riigen, kann diesen spéter nicht
mehr geltend machen.130

Art. 183

1 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schieds-
gericht auf Antrag einer Partei vorsorgliche oder sichernde Mass-
nahmen anordnen.

2 Unterzieht sich die betroffene Partei nicht freiwillig der angeordne-
ten Massnahme, so kann das Schiedsgericht oder eine Partei das

128 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

129 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

130 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
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3. Beweisauf-
nahme

4. Weitere
Mitwirkung
des staatlichen
Richters

5. Mitwirkung
des staatlichen
Gerichts bei
auslandischen
Schiedsverfahren

staatliche Gericht um Mitwirkung ersuchen; dieses wendet sein
eigenes Recht an.131

3 Das Schiedsgericht oder das staatliche Gericht!32 kénnen die An-
ordnung vorsorglicher oder sichernder Massnahmen von der Leis-
tung angemessener Sicherheiten abhangig machen.

Art. 184
1 Das Schiedsgericht nimmt die Beweise selber ab.

2 st fir die Durchfiihrung des Beweisverfahrens staatliche Rechts-
hilfe erforderlich, so kann das Schiedsgericht oder eine Partei mit
Zustimmung des Schiedsgerichts das staatliche Gericht am Sitz des
Schiedsgerichts um Mitwirkung ersuchen.133

3 Das staatliche Gericht wendet sein eigenes Recht an. Auf Antrag
kann es andere Verfahrensformen anwenden oder beriicksichti-
gen_134

Art. 185

Ist eine weitere Mitwirkung des staatlichen Gerichts erforderlich, so
ist der Richter am Sitz des Schiedsgerichts zustandig.

Art. 1853135

1Ein Schiedsgericht mit Sitz im Ausland oder eine Partei eines
auslandischen Schiedsverfahrens kann das staatliche Gericht am Ort,
an dem eine vorsorgliche oder sichernde Massnahme vollstreckt
werden soll, um Mitwirkung ersuchen. Artikel 183 Absétze 2 und 3
gilt sinngemass.

2 Ein Schiedsgericht mit Sitz im Ausland oder eine Partei eines
ausléndischen Schiedsverfahrens mit Zustimmung des Schiedsge-
richts kann das staatliche Gericht am Ort, an dem die Beweisauf-
nahme erfolgen soll, um Mitwirkung ersuchen. Artikel 184 Absatze
2 und 3 gilt sinngemass.

131 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
132 Ausdruck gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163). Die And. wurde im ganzen Text berlcksichtigt.
133 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
134 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
135 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
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VII. Zustandig-
keit

V1. Schiedsent-

scheid

1. Anwendbares
Recht137

2. Teilentscheid

3. Verfahren
und Form139

Art. 186
1 Das Schiedsgericht entscheidet selbst Uber seine Zustandigkeit.

1bis Es entscheidet Uber seine Zustandigkeit ungeachtet einer bereits
vor einem staatlichen Gericht oder einem anderen Schiedsgericht
héngigen Klage Uber denselben Gegenstand zwischen denselben
Parteien, es sei denn, dass beachtenswerte Griinde ein Aussetzen des
Verfahrens erfordern.136

2 Die Einrede der Unzustandigkeit ist vor der Einlassung auf die
Hauptsache zu erheben.

3 Das Schiedsgericht entscheidet Uber seine Zustandigkeit in der
Regel durch Vorentscheid.

Art. 187

1 Das Schiedsgericht entscheidet die Streitsache nach den von den
Parteien gewahlten Rechtsregeln oder, bei Fehlen einer Rechtswahl,
nach den Rechtsregeln, mit denen die Streitsache am engsten zusam-
menhéngt.138

2 Die Parteien konnen das Schiedsgericht erméachtigen, nach Billig-
keit zu entscheiden.

Art. 188

Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schieds-
gericht Teilentscheide treffen.

Art. 189

1 Der Entscheid ergeht nach dem Verfahren und in der Form, welche
die Parteien vereinbart haben.

2 Fehlt eine solche Vereinbarung, so wird er mit Stimmenmehrheit
geféllt oder, falls sich keine Stimmenmehrheit ergibt, durch den Pra-
sidenten des Schiedsgerichts. Der Entscheid ist schriftlich abzufas-
sen, zu begriinden, zu datieren und zu unterzeichnen. Es genligt die
Unterschrift der Préasidentin oder des Présidenten140,

136 Eingefiigt durch Ziff. I des BG vom 6. Okt. 2006 (Schiedsgerichtsbarkeit. Zustandig-
keit), in Kraft seit 1. Madrz 2007 (AS 2007 387; BBI 2006 4677 4691).
137 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
138 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
139 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
140 Ausdruck gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
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4. Berichtigung,
Erlauterung und
Ergénzung

IX. Endguiltig-
keit, Anfechtung,
Revision

1. Anfechtung42

Art. 189at41

1 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, kann jede Partei beim
Schiedsgericht innert 30 Tagen seit Er6ffnung des Entscheids bean-
tragen, dass dieses Redaktions- und Rechnungsfehler im Entscheid
berichtigt, bestimmte Teile des Entscheids erlautert oder einen
erganzenden Schiedsentscheid tber Anspriiche féllt, die im Schieds-
verfahren zwar geltend gemacht wurden, im Entscheid aber nicht be-
handelt worden sind. Innert gleicher Frist kann das Schiedsgericht
von sich aus eine Berichtigung, Erlauterung oder Erganzung vor-
nehmen.

2 Der Antrag hemmt die Rechtsmittelfristen nicht. Beziglich des
berichtigten, erlduterten oder ergénzten Teils des Entscheids lauft die
Rechtsmittelfrist von Neuem.

Art. 190
1 Mit der Eréffnung ist der Entscheid endgiiltig.
2 Der Entscheid kann nur angefochten werden:

a. wenn die Einzelschiedsrichterin oder der Einzelschiedsrich-
ter143 vorschriftswidrig ernannt oder das Schiedsgericht vor-
schriftswidrig zusammengesetzt wurde;

b.  wenn sich das Schiedsgericht zu Unrecht fur zustandig oder
unzustandig erklart hat;

c. wenn das Schiedsgericht liber Streitpunkte entschieden hat,
die ihm nicht unterbreitet wurden oder wenn es Rechtsbegeh-
ren unbeurteilt gelassen hat;

d. wenn der Grundsatz der Gleichbehandlung der Parteien oder
der Grundsatz des rechtlichen Gehors verletzt wurde;

e. wenn der Entscheid mit dem Ordre public unvereinbar ist.

3 VVorentscheide kdnnen nur aus den in Absatz 2, Buchstaben a und b
genannten Griinden angefochten werden; die Beschwerdefrist be-
ginnt mit der Zustellung des Vorentscheides.

4 Die Beschwerdefrist betragt 30 Tage ab Erdéffnung des Ent-
scheids.144

141 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

142 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

143 Ausdruck gemdss Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

144 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
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2. Revision

3. Einzige
Rechtsmittel-
instanz

X. Verzicht auf
Rechtsmittel

Art. 190a145
1 Eine Partei kann die Revision eines Entscheids verlangen, wenn:

a. sie nachtraglich erhebliche Tatsachen erféhrt oder entschei-
dende Beweismittel findet, die sie im friheren Verfahren
trotz gehdriger Aufmerksamkeit nicht beibringen konnte;
ausgeschlossen sind Tatsachen und Beweismittel, die erst
nach dem Schiedsentscheid entstanden sind;

b. ein Strafverfahren ergeben hat, dass durch ein Verbrechen
oder ein Vergehen zum Nachteil der betreffenden Partei auf
den Schiedsentscheid eingewirkt wurde; eine Verurteilung
durch das Strafgericht ist nicht erforderlich; ist das Strafver-
fahren nicht durchfiihrbar, so kann der Beweis auf andere
Weise erbracht werden;

c. ein Ablehnungsgrund geméss Artikel 180 Absatz 1 Buchsta-
be c trotz gehériger Aufmerksamkeit erst nach Abschluss des
Schiedsverfahrens entdeckt wurde und kein anderes Rechts-
mittel zur Verfiigung steht.

2 Das Revisionsgesuch ist innert 90 Tagen seit Entdeckung des
Revisionsgrundes einzureichen. Nach Ablauf von zehn Jahren seit
Eintritt der Rechtskraft des Entscheids kann die Revision nicht mehr
verlangt werden, ausser im Falle von Absatz 1 Buchstabe b.

Art. 191146

Einzige Rechtsmittelinstanz ist das schweizerische Bundesgericht.
Die Verfahren richten sich nach den Artikeln 77 und 119a des Bun-
desgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005147,

Art. 192

1 Hat keine der Parteien ihren Wohnsitz, ihren gewdhnlichen Auf-
enthalt oder ihren Sitz in der Schweiz, so konnen sie durch eine
Erklarung in der Schiedsvereinbarung oder in einer spéteren Uber-
einkunft Rechtsmittel gegen Schiedsentscheide vollstandig oder
teilweise ausschliessen; auf eine Revision gemdss Artikel 190a
Absatz 1 Buchstabe b kann nicht verzichtet werden. Die Uberein-
kunft bedarf der Form geméss Artikel 178 Absatz 1.148

2 Haben die Parteien eine Anfechtung der Entscheide vollstandig
ausgeschlossen und sollen die Entscheide in der Schweiz vollstreckt

145 Eingefiigt durch Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

146 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

147 SR 173.110

148 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).
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XI. Hinterlegung
und Vollstreck-
barkeitsbe-
scheinigung10

XIl. Aus-
landische
Schiedsspriiche

werden, so gilt das New Yorker Ubereinkommen vom 10. Juni
1958149 (iber die Anerkennung und Vollstreckung ausléndischer
Schiedsspriiche sinngemass.

Art. 193

1 Jede Partei kann auf ihre Kosten beim staatlichen Gericht am Sitz
des Schiedsgerichts eine Ausfertigung des Entscheides hinterle-
gen_lSl

2 Auf Antrag einer Partei stellt das staatliche Gericht am Sitz des
Schiedsgerichts eine Vollstreckbarkeitsbescheinigung aus.152

3 Auf Antrag einer Partei bescheinigt das Schiedsgericht, dass der
Schiedsspruch nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ergangen
ist; eine solche Bescheinigung ist der gerichtlichen Hinterlegung
gleichwertig.

Art. 194

Far die Anerkennung und Vollstreckung auslandischer Schiedsspri-
che gilt das New Yorker Ubereinkommen vom 10. Juni 1958153 {iber
die Anerkennung und Vollstreckung ausléndischer Schiedsspriiche.

13. Kapitel: Schlussbestimmungen

1. Abschnitt:
Aufhebung und Anderung des geltenden Bundesrechts

Art. 195

Die Aufhebung und Anderung des geltenden Bundesrechts stehen im
Anhang; dieser ist Bestandteil des Gesetzes.

149 SR 0.277.12

150 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

151 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

152 Fassung gemass Ziff. 1 des BG vom 19. Juni 2020, in Kraft seit 1. Jan. 2021
(AS 2020 4179; BBI 2018 7163).

153 SR 0.277.12
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Recht
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Entscheidungen
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2. Abschnitt: Ubergangsbestimmungen

Art. 196

1 Die rechtlichen Wirkungen von Sachverhalten oder Rechtsvorgéan-
gen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden und abgeschlos-
sen sind, beurteilen sich nach bisherigem Recht.

2 Die rechtlichen Wirkungen von Sachverhalten oder Rechtsvorgan-
gen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden, aber auf Dauer
angelegt sind, beurteilen sich nach bisherigem Recht. Mit dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes richtet sich die Wirkung nach neuem
Recht.

Art. 197

1 Fir Klagen oder Begehren, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes
hangig sind, bleiben die angerufenen schweizerischen Gerichte oder
Behorden zustandig, auch wenn nach diesem Gesetz ihre Zustandig-
keit nicht mehr begriindet ist.

2 Klagen oder Begehren, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
von schweizerischen Gerichten oder Behdrden mangels Zusténdig-
keit zuriickgewiesen wurden, kdnnen nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes erneut erhoben werden, wenn nach diesem Gesetz eine
Zustandigkeit begriindet ist und der Rechtsanspruch noch geltend
gemacht werden kann.

Art. 198

Fur Klagen oder Begehren, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in
erster Instanz h&ngig sind, bestimmt sich das anwendbare Recht nach
diesem Gesetz.

Art. 199

Fur Begehren auf Anerkennung oder Vollstreckung ausléandischer
Entscheide, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes hangig sind, rich-
ten sich die Voraussetzungen der Anerkennung oder Vollstreckung
nach diesem Gesetz.
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3. Abschnitt: Referendum und Inkrafttreten

Art. 200
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Datum des Inkrafttretens: 1. Januar 1989154

154 BRB vom 27. Okt. 1988
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Anhang

Aufhebung und Anderung des geltenden Bundesrechts

I. Aufhebung des geltenden Bundesrechts
Es werden aufgehoben:

a. das Bundesgesetz vom 25. Juni 1891155 betreffend die zivilrechtlichen Ver-

héltnisse der Niedergelassenen und Aufenthalter;
b. Artikel 418b Absatz 2 des Obligationenrechts156;

c. Artikel 14 der Schluss- und Ubergangsbestimmungen zum Obligationen-

recht;
d. Artikel 85 des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1958157,

e. Artikel 30 des Bundesgesetzes vom 26. September 1890158 betreffend den

Schutz der Fabrik- und Handelsmarken, der Auszeichnungen;

f.  Artikel 14 Absatz 3 des Bundesgesetzes vom 30. Méarz 1900159 betreffend

die gewerblichen Muster und Modelle;

g. Artikel 41 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 20. Mérz 1975160 {iber den

Schutz von Pflanzenziichtungen.

11. Anderung des geltenden Bundesrechts
..161

155 [BS 2 737; AS 1972 2819 Ziff. Il 1, 1977 237 Ziff. 11 1, 1986 122 Ziff. I1 1]

156 SR 220

157 SR 741.01

158 [BS 2 845; AS 1951 903 Art. 1, 1971 1617, 1992 288 Anhang Ziff. 8.
AS 1993 274 Art. 74]

159 [BS 2 881; AS 1962 459, 1988 1776 Anhang Ziff. | Bst. f, 1992 288 Anhang Ziff. 9,
1995 1784 5050 Anhang Ziff. 3. AS 2002 1456 Anhang Ziff. 1]

160 SR 232.16

161 Die Anderungen koénnen unter AS 1988 1776 konsultiert werden.
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	Aufhebung und Änderung des geltenden Bundesrechts
	I. Aufhebung des geltenden Bundesrechts
	e. Artikel 30 des Bundesgesetzes vom 26. September 1890^158 betreffend den Schutz der Fabrik- und Handelsmarken, der Auszeichnungen;
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